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Im Grunde aber sind wir alle kollektive Wesen, wir modgen uns stellen,
wie wir wollen. Denn wie weniges haben und sind wir, das wir im rein-
sten Sinne unser Eigentum nennen! Wir miissen alle emfpangen und ler-
nen, sowohl von denen, die vor uns waren, als von denen, die mit uns
sind. Selbst das grofte Genie wiirde nicht weit kommen, wenn es alles
seinem eigenen Innern verdanken wollte. Das begreifen aber viele sehr
gute Menschen nicht und tappen mit ihren Triumen von Originalitit ein
halbes Leben im Dunkeln. Ich habe Kiinstler gekannt, die sich riihmten,
keinem Meister gefolgt zu sein, vielmehr alles ihrem eigenen Genie zu
danken zu haben. Die Narren! Als ob das iiberall anginge! Und als ob sich
die Welt ihnen nicht bei jedem Schritt aufdringe und aus ihnen, trotz ihrer
eigenen Dummbheit, etwas machte! Ja, ich behaupte, wenn ein solcher
Kiinstler nur an den Wénden dieses Zimmers voriiberginge und auf die
Handzeichnungen einiger groer Meister, womit ich sie behédngt habe, nur
fliichtige Blicke wiirfe, er miiflite, wenn er iiberhaupt einiges Genie hiitte,
als ein anderer und Hoherer von hier gehen.

Und was ist denn iiberhaupt Gutes an uns, wenn es nicht die Kraft und
Neigung ist, die Mittel der duBBern Welt an uns heranzuziehen und unseren
hoheren Zwecken dienstbar zu machen. Ich darf wohl von mir selber
reden und bescheiden sagen, wie ich fiihle. Es ist wahr, ich habe in mei-
nem langen Leben mancherlei getan und zustande gebracht, dessen ich
mich allenfalls rithmen konnte. Was hatte ich aber, wenn wir ehrlich sein
wollen, das eigentlich mein war, als die Fihigkeit und Neigung, zu sehen
und zu horen, zu unterscheiden und zu wihlen, und das Gesehene und
Gehorte mit einigem Geist zu beleben und mit einiger Geschicklichkeit
wiederzugeben. Ich verdanke meine Werke keineswegs meiner eigenen
Weisheit allein, sondern Tausenden von Dingen und Personen aufler mir,
die mir dazu das Material boten. Es kamen Narren und Weise, helle Kop-
fe und bornierte, Kindheit und Jugend wie das reife Alter; alle sagten mir,
wie es ithnen zu Sinne sei, was sie dachten, wie sie lebten und wirkten und
welche Erfahrungen sie sich gesammelt, und ich hatte weiter nichts zu
tun, als zuzugreifen und das zu ernten, was andere fiir mich geséet hatten.

Es ist im Grunde auch alles Torheit, ob einer etwas aus sich habe oder
ob er es von andern habe; ob einer durch sich wirke oder ob er durch
andere wirke; die Hauptsache ist, dafy man ein grofies Wollen habe und
Geschick und Beharrlichkeit besitze, es auszufiihren; alles tibrige ist
gleichgiiltig.

J. W. von Goethe
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Ordnungspolitische Wende in der Schulpolitik

Zwischen Vergangenheit und Zukunft
Eckhard Behrens'

Die Bildungspolitik braucht neue Ideen. Zwar gibt es einen groflen Reich-
tum an pddagogischen Reformvorschlidgen, aber er bleibt ungenutzt, so-
lange ordnungspolitisch ein vereinheitlichtes Bildungswesen angestrebt
wird. In ihm kann immer nur ein einziges Konzept verwirklicht werden.
Woher soll dies kommen?

Die Zeit des bildungspolitischen Konsenses

Nach dem Zweiten Weltkrieg erschien es lange realistisch, die
Weiterentwicklung des deutschen Schulwesens auf der Basis eines alle Par-
teien und Verbidnde umfassenden bildungspolitischen Konsenses voranzu-
treiben. Der Deutsche Ausschuf} fiir das Erziehungs- und Bildungswesen
und spéiter der Deutsche Bildungsrat (1965 bis 1975) bemiihten sich um den
Konsens fiir zeitgeméfle Schulreformen. Thre Gutachten gaben der prakti-
schen Bildungspolitik viel beachtete Orientierungen und zeitweise einen
kriftigen Aufschwung im Sinne rationaler Bildungsplanung, an der auch
prominente Liberale wie Hildegard Hamm-Briicher engagiert und erfolg-
reich mitarbeiteten. Seit Mitte der Siebziger Jahre ist ein pddagogischer
Konsens bundesweit nicht mehr herstellbar; der Deutsche Bildungsrat wur-
de konsequenterweise aufgelost. Alle Wiederbelebungsversuche blieben
bedeutungslos. Die Schulpolitik der Bundeslidnder driftete immer weiter
auseinander.

Die Stiandige Konferenz der Kultusminister der Lénder, die immer als Ga-
rant einer bundesweiten Vereinheitlichung des deutschen Bildungswesens
galt und auftrat, hat jiingstens die Spielrdume fiir eigene Wege der einzelnen
Bundeslinder wesentlich erweitert. Bemerkenswerterweise wurde dies
kaum kritisiert, sondern eher wie die Uberwindung einer gegenseitigen
Lihmung empfunden. Die Maximen des Konsensfoderalismus weichen
zuriick vor den Maximen des Wettbewerbsfoderalismus: im Wettbewerb der

) Dieser Aufsatz erschien unter dem Titel ,,Auch die Schule braucht Wettbewerb. Vielfalt
durch Lehrplanfreiheit und Bildungsschecks® in liberal - Vierteljahrshefte der Friedrich-
Naumann-Stiftung fiir Politik und Kultur - Heft 3/August 2000, Seite 38ff.
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Eckhard Behrens: Ordnungspolitische Wende in der Schulpolitik

Bundeslinder soll sich zeigen, welche Bildungspolitik zu den besten Ergeb-
nissen fiihrt. Damit steigen die Realisierungschancen fiir padagogische
Ideen erheblich und ein Schulminister kann nicht mehr geltend machen, die
Kollegen aus den anderen Bundesldndern wiirden ihn hindern, seine eige-
nen guten padagogischen Ideen zu verwirklichen.

Wird ein einziges der beteiligten Lénder auf die traditionell zentralisti-
sche, vereinheitlichende Politik im Innern verzichten und die Freiheit wei-
tergeben an die einzelne Schule? Bleibt die neue Freiheit eine Freiheit des
Schulministers und seiner Ministerialbiirokratie oder wird sie eine Freiheit
der Lehrerkollegien und der ihnen vertrauenden Eltern? Die Vereinheitli-
chung im einzelnen Land stellen noch nicht einmal die privaten Schulen
ernstlich in Frage; die meisten von ihnen machen jede Kurve der Landesbil-
dungspolitik unverziiglich mit. Das hat Griinde, auf die noch zuriickzukom-
men sein wird.

Fehlender Konsens

Ministerielle Reformbemiihungen konnen sich aber auch nicht mehr auf ei-
nen piddagogischen Konsens in ihrem eigenen Bundesland, sondern nur
noch auf Mehrheitsentscheidungen stiitzen, die von den unterlegenen Min-
derheiten nur schwer ertragen werden. Je entschiedener die Reform-
bemiihungen, umso sicherer ein Aufstand von Eltern und Lehrern, die am
bestehenden piddagogischen Konzept festhalten, sich ihre gewohnte Schule
nicht nehmen lassen wollen und sich nicht selten mit Hilfe von Volksbegeh-
ren oder Gerichten durchsetzen. Spitestens bei der nidchsten Landtagswahl
erscheinen Reformentscheidungen in vielen Bundeslindern wieder ge-
fahrdet, weil die Opposition nicht versdumt, sich an die Spitze des Protestes
zu stellen. Damit mobilisiert man Wihler, aber meist lassen neue Mehr-
heiten vorsichtshalber fast alles beim Alten, auch wenn es vor der Wahl hef-
tig kritisiert wurde; sie befiirchten ebenso heftigen Protest, wie sie ihn selbst
entfacht haben, von der anderen Seite. Die Korrekturen haben daher hdufig
nur kosmetischen Charakter.

Die genauere politische Analyse zeigt, dass die pddagogischen Mei-
nungsverschiedenheiten fast immer quer durch jede politische Partei gehen.
Daher enden die meisten Reformbemiihungen in hartnickigen gegenseiti-
gen Blockaden verschiedener piadagogischer Richtungen oder in verwis-
sernden Kompromissen. Die uniibersehbare Folge ist ein Reformstau aus
politischer Resignation. Die von der Kultusministerkonferenz gewihrte
neue Freiheit fiir die Schulminister der Linder wird wegen der absehbaren
Schwierigkeiten der Konsensbildung auch nicht viel bringen.
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Neue Reformstrategie

Wir brauchen daher eine neue Reformstrategie. Sie muss von der Erkennt-
nis ausgehen, dafl zwar die einzelne Schule auf einem piddagogischen
Konsens ihrer Lehrer und Eltern griinden kann, nicht aber eine Ein-
heitspddagogik fiir alle Schulen einer kommunalen Gebietskorperschaft
oder gar eines Bundeslandes. Die Meinungsvielfalt in der Gesellschaft ist
zu grofl geworden, als dafl ein piddagogischer Konsens noch uniiber-
schaubare Gemeinschaften umfassen konnte. In Wissenschaft, Kunst und
Religion kann man um Konsens ringen, man kann Gleichgesinnte suchen
und finden und man kann sich mit ihnen zur gemeinsamen Tat verbiinden
— mit Mehrheitsentscheidungen lassen sich Meinungsverschiedenheiten
im Geistesleben nicht iiberbriicken. In geistigen Dingen stehe jeder
Mensch auf seinen eigenen Fiilen, ist die moderne Einstellung. Deshalb
ist auch in der Piddagogik niemand mehr bereit, sich fremden Ent-
scheidungen zu beugen — auch keinen Mehrheitsentscheidungen, an
denen er mitwirken durfte. Wer andere piddagogisch unterwerfen will,
provoziert ,,pddagogische Religionskriege*.

Daher wird die neue Reformstrategie nicht nur die Vielfalt pidagogischer
Forschung und Lehre erlauben — wie iiberhaupt die Vielfalt der Meinungs-
duBerungen zu padagogischen Fragen —, sondern auch die Vielfalt der Ver-
wirklichungen. Wo sich in einer Schule unter Lehrern und Eltern ein Kon-
sens bilden lédsst fiir einen anderen piddagogischen Weg, dort sollen die
Beteiligten ihre eigenen Wege gehen diirfen. Es geniigt, wenn die neuen
padagogischen Wege dem traditionellen Weg gleichwertig sind, gleichartig
brauchen sie nicht zu sein.

Mit dieser Regel wird fiir das gesamte Schulwesen nur nachvollzogen,
was fiir den Bereich der Schulen in freier Tragerschaft schon in der Weima-
rer Verfassung formuliert war. In bewusster Absetzung vom pddagogischen
Machtanspruch des nationalsozialistischen Staates folgten die Viter des
Grundgesetzes dariiber hinaus dem Vorschlag von Theodor Heuss, die Pri-
vatschulfreiheit zu einem Grundrecht zu erheben (Artikel 7 Abs. 4 Satz 1
GG). Jedermann darf durch die Griindung von Schulen in den Wettbewerb
um Schiiler eintreten, die das staatlich gelenkte Schulwesen als seine Klien-
tel ansieht. Die Schule, die das staatliche Schulwesen ersetzt, muss ihm
nicht gleichartig, sondern nur gleichwertig sein. Unter diesen Voraussetzun-
gen legt sie ihre Lehrziele in freier Selbstbestimmung fest und hat Anspruch
auf staatliche Genehmigung. Eine Bediirfnispriifung darf nicht stattfinden.
Wenn private Schulen dem staatlichen Schulwesen Schiiler entziehen, muss
der Staat seine Kapazititen einschrinken. Wenn die minimale Betriebs-
grofle unterschritten wird, kann er genétigt sein, Schulen zu schlie3en. Das
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Grundgesetz enthilt keine Schutzvorschrift zugunsten eines flichen-
deckenden staatlich-kommunalen Schulangebots.

., Privatisierung aller Schiiler

Aber obwohl dies seit Jahrzehnten geltendes Verfassungsrecht ist, ist das
staatliche Schulmonopol de facto noch nirgends gefihrdet. Dringen die
vielfiltig vorhandenen padagogischen Ideen nicht zur Realisierung? Sind
sie zu schwach zur piddagogischen Tat? Was behindert die ,,Privatisierung
aller Schiiler durch Vermehrung der Schulen in freier Tragerschaft? Sie ha-
ben doch in aller Regel einen guten Ruf!

Bisher sind die staatlich-kommunalen Schulen im Wettbewerb um
Schiiler gegeniiber den privaten im Nachteil, weil ihre Freiheit geringer ist,
auf Anderungen der pidagogischen Vorstellungen in der Gesellschaft krea-
tiv zu reagieren. Pddagogische Freiheit und pddagogischer Wettbewerb sind
die Wege zu Vielfalt und Effizienz im Interesse von Schiilern unter-
schiedlicher Herkunft und Begabung. Wenn piddagogische Freiheit auch den
staatlich-kommunalen Schulen gewihrt wird, werden sie ebenfalls eine
groBere Vielfalt entwickeln und auch untereinander in pidagogischen Wett-
bewerb um dieselben Schiiler geraten. Das wird sie im padagogischen Wett-
bewerb mit den Schulen in freier Trigerschaft starken. Zur ,,Privatisierung
aller Schiiler” wird es dann nicht kommen. Aber es wird die Frage aufbre-
chen, welches Verhalten einer Schule im Wettbewerb erlaubt ist und wel-
ches nicht. Da werden die Schulminister vor ganz neuen Problemen stehen.

Priifungsvielfalt

Unterschiedlicher Unterricht ist bei gleichartigen Priifungsanforderungen
unmoglich. Vielfalt der Lehrpline bedeutet daher auch Vielfalt einander
gleichwertiger Abschlusspriifungen, die zu den traditionellen Berechti-
gungen fiihren, auf deren Erwerb kein Schiiler verzichten kann. Das ist an
sich nichts Neues; man bedenke nur, wieviele unterschiedliche Wege zur
allgemeinen Hochschulreife die Schulminister schon ersonnen haben. Sie
haben nicht nur die von ihnen selbst erfundenen Wege mit den gleichen Be-
rechtigungen (z.B. fiir den Hochschulzugang) ausgestattet, sondern iiber die
Kultusministerkonferenz auch die von ihren Kollegen in den anderen Bun-
deslidndern eingerichteten Wege bundesweit als voll berechtigend anerkannt.

Kiinftig diirfen sich die Schulen daran beteiligen, neue Wege zu den alten
Berechtigungen zu erfinden. Jedenfalls diirfen die Schiiler nur gepriift wer-
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den, was sie mit staatlicher Genehmigung unterrichtet wurden. Die Prii-
fungsanforderungen miissen sich nach den als gleichwertig genehmigten
Lehrplinen richten, sonst werden sie zum heimlichen Lehrplan, weil jeder
verantwortungsbewuf3te Lehrer seinen Unterricht an den vorhersehbaren
Priifungsanforderungen orientieren wird. Er wird seine Schiiler bei der Prii-
fungsvorbereitung nicht im Stich lassen; ihr Priifungserfolg ist sein Lehrer-
folg. Deshalb steht die Lehrplanfreiheit auf dem Papier, solange die Prii-
fungsanforderungen fiir alle Schiiler gleich sind. Man darf eben Ungleiches
nicht gleich behandeln; wer das tut, verstof3t gegen den Gleichheitssatz.

Die padagogische Gleichmacherei mit Hilfe staatlicher Priifungsanforde-
rungen ist seit Jahrzehnten das probate Mittel aller Schulverwaltungen, die
Lehrplanfreiheit von Schulen in freier Trigerschaft, die das Grundgesetz
garantieren will, auszuhebeln. Wenn der Staat seine Lehrplédne dndert, dn-
dert er selbstverstindlich auch seine Priifungsanforderungen und deshalb
bleibt Schulen in freier Trigerschaft nichts anderes iibrig, als die staatliche
Lehrplanreform mitzuvollziehen, ob sie sie fiir sinnvoll halten oder nicht.

Eine Schulpolitik, die der einzelnen Schule im Rahmen der Gleichwertig-
keit Lehrplanfreiheit zugestehen will, muss auf zentrale Priifungen verzich-
ten und den Satz gelten lassen, dass die Priifungsanforderungen immer dem
als gleichwertig genehmigten Lehrplan zu entnehmen sind. Dann werden
alle Schiiler nur gepriift, was sie von Rechts wegen unterrichtet werden soll-
ten.

Weitere Freiheiten

Die Schulen konnen nur dann eine eigene pddagogische Prdgung ent-
wickeln, wenn sie ihre Lehrer grundsitzlich selbst auswéhlen konnen, um
den padagogischen Konsens im Kollegium zu sichern. Zumindest muss der
Wechsel von Schule zu Schule frei vereinbar sein. Der Wettbewerb der
Schulen um gute Lehrer ist auch im Rahmen des Beamtenrechts organisier-
bar, wenn man ihn nur will.

Auflerdem miissen schrittweise die haushaltsrechtlichen Vor-
aussetzungen geschaffen werden, dass die Schulen iiber ihre Ausgaben im
Rahmen eines Globalhaushalts frei verfiigen konnen. Auch die Kosten der
Stellen von Landesbeamten konnen in Globalhaushalten veranschlagt und
abgerechnet werden. Im Hochschulbereich wird das zur Zeit gerade vorex-
erziert. Globalhaushalte ermoglichen nicht nur pidagogische Freiheit, son-
dern geben zugleich die Chance, ersparte Mittel fiir paddagogische
Verbesserungen zu verwenden. Die Regelung der Einnahmenseite der Glo-
balhaushalte ist entscheidend dafiir, ob pddagogischer Wettbewerb angeregt

Fragen der Freiheit, Heft 255 (2000) 7


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 255 (2000)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
Eckhard Behrens: Ordnungspolitische Wende in der Schulpolitik

Ulrike
Schreibmaschinentext


Eckhard Behrens: Ordnungspolitische Wende in der Schulpolitik

oder unterdriickt wird. Den Wettbewerb der Schulen zu fordern, muss im In-
teresse hoherer padagogischer Effizienz das oberste bildungspolitische Ziel
werden.

Subjektforderung

Dieses Ziel kann mit jahrlichen Kopfbetrdgen pro Schiiler verwirklicht wer-
den, wenn sie die durchschnittlichen Kosten voll decken. Das ist der Fall,
wenn der Staat die bisher fiir das Schulwesen aufgewendeten Mittel restlos
nach der Schiilerzahl auf die Schulen verteilt. Wenn man will, kann dieses
Ziel zusitzlich mit der Ausgabe von Bildungsschecks (Bildungsgut-
scheinen) veranschaulicht und noch wirksamer gemacht werden. Bildungs-
schecks sind Wertpapiere, die der Staat (und/oder die Kommune) den
Schiilern (oder ihren Eltern) aushindigt, damit sie mit Schulen Vertréige ab-
schlieBen und deren Leistungen mit dem Bildungsscheck bezahlen kénnen.
Die Schule 16st die Bildungsschecks bei der Staatskasse ein und finanziert
sich aus den Erlosen. Die staatliche Bildungsfinanzierung wird mit Hilfe der
Bildungsschecks von der traditionellen Objektforderung auf eine Subjekt-
forderung umgestellt. — Kopfbetriage zwingen die Schulen zur Sparsamkeit
und Optimierung. Unausgelastete Einrichtungen konnen durch die Aufnah-
me zusitzlicher Schiiler zusditzliche Einnahmen erzielen, ohne dass sich ihre
Kosten wesentlich erhohen. So werden die Kopfbetrige pddagogischen
Wettbewerb hervorrufen, der die Qualitit des Angebots nach und nach
verbessert.

Konsens in der einzelnen Schule

Jede Schule wird ihre optimale Betriebsgrdf3e suchen und dabei ihren Ein-
zugsbereich, ihre Rdume und alle anderen ortlichen Gegebenheiten sorgfil-
tig aufeinander abstimmen. Nimmt sie zu viele Schiiler auf, wird ihre Qua-
litdt leiden. Bewerben sich zu wenige Schiiler um Aufnahme, wird sie ihr
padagogisches Konzept iiberpriifen oder sich freiwillig mit Nachbarschulen
zusammenschlief3en, bevor die Schiiler einzeln den Weg dorthin finden. Die
leidigen politischen Auseinandersetzungen um erzwungene SchlieBungen
oder Zusammenlegungen von Schulen wird es nicht mehr geben, weil die
Schulen rechtzeitig von sich aus handeln und ihre Eltern iiberzeugen wer-
den.

Diese ordnungspolitische Strategie fiihrt tiber den Konsens der vor Ort
Betroffenen Schritt fiir Schritt zu pddagogischen Reformen. Ohne einen
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padagogischen Grundkonsens ist keine Schule im Wettbewerb um Schiiler
und um Mitarbeiter {iberlebensfihig. Der Konsens muss in jeder Schule
durch ein fruchtbares Konferenzleben sténdig gepflegt werden. Er kann
nicht verordnet werden; er kann nur in einem Klima vertrauensvoller Zu-
sammenarbeit wachsen und gedeihen. Ausgangspunkt der kiinftigen Ent-
wicklung sind die an der jeweiligen Schule geltenden staatlichen Lehrpléne.
Thre Anderung bedarf wie bei Schulen in freier Trigerschaft der staatlichen
Genehmigung unter dem Gesichtspunkt der Wahrung der Gleichwertigkeit.
Reformen werden nur umgesetzt werden, wenn die vor Ort Beteiligten sie
wollen und iiberzeugt sind, da3 die personellen, rdumlichen und séchlichen
Voraussetzungen an ihrer Schule gegeben sind oder rechtzeitig geschaffen
werden konnen; sonst werden zu viele Mitarbeiter und Schiiler die Schule
verlassen. Ebenso kann die Verschleppung notwendiger Reformen die Ab-
wanderung von Mitarbeitern und Schiilern zur Folge haben. Jede Schule
muss in Bewegung bleiben. Stillstand ist Riickschritt.

Unsere Biirger sind zu einem selbstdndigen padagogischen Urteil und zur
Selbstgestaltung ihrer Schule fihig. Die neue Gestaltungsfreiheit wird sie
motivieren, sich fiir ihre Schule viel stidrker als bisher zu engagieren. Die
Lehrer haben wir seit Jahrzehnten akademisch ausgebildet, also zu einem
eigenen Urteil und selbstverantwortlicher Berufsausiibung befdhigt. Sie ha-
ben gelernt, im Diskurs mit Fachkollegen padagogische Fragen zu klédren
und einer Entscheidung zuzufiihren. Geben wir ihnen mehr Verantwortung!

Die Eltern werden die Chance ergreifen, sich im Interessen ihrer Kinder
iiber ein nach und nach vielféltiger werdendes piddagogisches Angebot, fiir
das aufkliarend geworben werden wird, sachgerecht zu orientieren, sich fiir
eine Schule zu entscheiden und diese dann auch mit Rat und Tat zu unter-
stiitzen, wo ihnen dieses moglich ist. Das Erlebnis der vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit von Eltern und Lehrern festigt den Lernwillen der Schiiler.

Wende zum ordnungspolitischen Politikansatz

Die Bildungspolitiker sollten aufhoren, miteinander iiber piddagogische
Konzepte zu streiten sowie Lehrer und Eltern padagogisch zu bevormun-
den, und stattdessen jeden Biirger nach seiner eigenen padagogischen Fas-
son seelig werden lassen. Toleranz dient nicht nur dem Religionsfrieden,
sondern auch dem Schulfrieden. Es ist daher Bildungspolitikern dringend
anzuraten, in der Offentlichkeit ihre eigenen pidagogischen Ansichten —
und mogen sie noch so gut begriindet sein — zuriickzuhalten und fiir die
padagogische Freiheit des Andersdenkenden einzutreten. In jeder
bildungspolitischen Veranstaltung kommen von den Teilnehmern pddago-
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gische AuBerungen, die weit auseinandergehen, und fast jedem kann man
versichern, dass es Schulen geben kann, die seine Auffassung in die Tat um-
setzen — wenn er mit ihr nicht alleine steht. Niemand muss warten, bis er Po-
litiker und Mehrheiten liberzeugt hat; er kann in einem freiheitlichen Schul-
wesen mit der Realisierung an seiner Schule beginnen, sobald er geniigend
Mitstreiter gefunden hat — und die werden sein Konzept mit eigenen
padagogischen Ideen bereichern.

Dem Staat und damit auch den Parteien fehlt jede Legitimation, sich die
kiinftigen Wahlbiirger nach ihrem Bilde zu erziehen. Aber es ist kein Zufall,
dass die groB3en Parteien bei der Bildung von Koalitionsregierungen in den
Liandern den kleinen allenfalls das Wissenschaftsministerium, aber
grundsitzlich nicht das Schulministerium iiberlassen. Das wird wie selbst-
verstdandlich immer noch hingenommen. Aber der Zugriff auf die Erziehung
der nachfolgenden Generationen ist ein Kennzeichen totalitdrer Staaten.
Nach dem Grundgesetz ist sie die ,,zuvorderst den Eltern obliegende
Pflicht” (Art. 6 GG). Historisch war es notwendig, dass der Staat die Kir-
chen aus der Schulaufsicht verdringte; nur er hatte die Macht dazu, sich an
deren Stelle zu setzen. Jetzt geht es darum, den Begriff der Schulaufsicht
(Art. 7 Abs. 1 GG) zuriickzuschrauben von der umfassenden Planung und
Lenkung der Schulen auf eine echte Aufsicht iiber selbstverwaltete Schulen;
das Privatschulrecht liefert dafiir die Vorlagen; die Aufsicht iiber Privat-
schulen beschrinkt sich auf die Einhaltung der Genehmigungsbedingun-
gen. Neue gesellschaftliche Machtkonstellationen sind durch ein Kartell-
und Antimonopolrecht fiir das Bildungswesen zu verhindern. Der Wettbe-
werb der Schulen ist zu férdern und zu schiitzen.

Bildungspolitik soll Ordnungspolitik werden. Sie soll sich vom Streben
nach Einheitlichkeit und staatlicher Lenkung des Schulwesens verabschie-
den und piddagogische Effizienz durch wachsende Vielfalt und Wettbewerb
erreichen. Chancengleichheit der Schiiler gewihrleistet die liberale Bil-
dungspolitik als Biirgerrecht in einem vielfiltigen Schulwesen wettbe-
werbsgerecht durch staatliche Finanzierung mittels Bildungsschecks. Als
liberale Ordnungspolitik kann Bildungspolitik wieder richtig spannend
werden.
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»Neoliberalismus« —das falsche Etikett!
Josef Hiiwe

Mit der Bezeichnung »Neoliberalismus« hat die heutige wirtschaftliche
Entwicklung einen Namen erhalten, der in der Wirtschaftsgeschichte schon
liangst fiir etwas anderes steht: fiir eine Korrektur des klassischen Konzeptes
des Liberalismus unter deutlicher Abgrenzung vom Laisses-faire-Prinzip
und von einer Vermachtung der Wirtschaft. Die in Westdeutschland nach
1945 vertretene Richtung des neoliberalen Konzeptes wird auch als Ordoli-
beralismus bezeichnet. Sie geht zuriick auf die Freiburger Schule. Zu deren
bedeutendsten Vertretern gehorten Walter Eucken (1891-1950) und Franz
Bohm (1895-1977). Beide lehrten an der Universitét Freiburg und erfuhren
Unterstiitzung insbesondere von Alexander Riistow und Wilhelm Ropke.

Eucken und Bohm waren ab 1948 Mitglied des Wissenschaftlichen Bei-
rats bei der Verwaltung fiir Wirtschaft der amerikanischen und britischen
Zone und spiter auch beim Bundesministerium fiir Wirtschaft. Der erfolg-
reiche Wiederaufbau der deutschen Wirtschaft, vor allem in den ersten Jah-
ren, ist der Téatigkeit dieses Beirats zu verdanken. Die Konzeption Euckens
war dabei von gro3er Bedeutung, auch als Wegbereitung der von A. Miiller-
Armack entworfenen und von Ludwig Erhard realisierten »Sozialen Markt-
wirtschaft«. Bohm war, nebenbei bemerkt, als einer der beiden Leiter der
deutschen Delegation fiir die Wiedergutmachungsverhandlungen mit Israel
eine von Goldmann und Ben Gurion sehr geschitzte Personlichkeit.

Rechtliche Rahmenordnung fiir die Wirtschaft

Als Schwerpunkte der Konzeption der Freiburger Schule sind Ordnungs-
theorie und Ordnungspolitik anzusehen. Eucken forderte eine ausdriickli-
che Rahmenrechtsordnung im Unterschied zum Liberalismus/Kapitalismus
alten Stils. Der Staat hat die Aufgabe, den Ordnungrahmen zu schaffen, in-
nerhalb dessen sich die Biirger dann frei bewegen konnen. In einem mit Hil-
fe einer umfassenden Antimonopol-Gesetzgebung erreichten Zustand
»vollstindiger Konkurrenz« soll der einzelne iiber seine wirtschaftlichen
Vorhaben selbst bestimmen konnen. Zu Euckens »konstituierenden Prinzi-
pien« gehoren: Primat der Wihrung, Vertragsfreiheit, Haftungsprinzip fiir
voll verantwortliche Unternehmer, Konstanz der Wirtschaftspolitik (u. a.
langfristige Festlegung von Steuern, Handelsvertrigen und Wihrungsein-
heiten). Hinzu kommen »regulative Prinzipien« (Monopolkontrolle, Kor-
rektur der Einkommensverteilung, Sozialpolitik zum Schutze Schwacher)
und die Forderung einer Koordination von Einzel- und Gesamtinteresse.
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Alexander Riistow grenzte den Neoliberalismus vom Liberalismus/Kapita-
lismus alten Stils zum Beispiel mit folgenden Worten ab: »Diese Wirtschafts-
form des traditionellen big-business-Kapitalismus oder wie man sie sonst
nennen will, diese Wirtschaftsform palidoliberaler >laissez-faire<-Wirtschaft
istin sich unstabil und fiihrt auf dem Weg der eben angedeuteten Inkonsequen-
zen zur Monopolbildung, zu privaten Machtzusammenballungen ...«

Ordoliberale und Freiwirtschaftler

Im Jahre 1945 wurde der vom NS-Regime verbotene Freiwirtschaftsbund
neu gegriindet. Er vertrat die auf Silvio Gesell zuriickgehende Freiwirt-
schaftstheorie und fand wegen der wissenschaftlich und realpolitisch serio-
sen Argumentation einiger Denkschriften und Eingaben in der Nachkriegs-
zeit groflere Beachtung, auch bei den Neoliberalen, mit denen es in den
Jahren 1947 bis 1954 zu einer fruchtbaren Zusammenarbeit kam. Der Frei-
wirtschaftler Otto Lautenbach schuf Anfang 1953 mit der » Aktionsgemein-
schaft Soziale Marktwirtschaft« (ASM) einen organisatorischen Rahmen
fiir die Zusammenarbeit mit den Neoliberalen. Zum Beirat gehorten u. a.
Franz Bohm und Alexander Riistow. Ehrenmitglieder waren Ludwig Erhard
und Wilhelm Ropke. Punkt 2 der programmatischen Richtlinien der ASM
lautete: »Der freie Leistungswettbewerb ist unvereinbar mit monopolisti-
schen Machtgebilden jeder Art, er ist deshalb unter den Schutz des Gesetzes
zu stellen. Die natiirlichen Monopole sind durch die Rechtsordnung un-
schidlich zu machen; solange die iibrigen Monopole dem Wettbewerb bei
freier und stetiger Kapitalbildung nicht unterliegen, ist ihr Entstehen durch
die Rechtsordnung zu unterbinden.«

Die Vertreter der Freiwirtschaftstheorie versuchten allerdings vergeblich,
die Neoliberalen dafiir zu gewinnen, Euckens konstituierende Prinzipien zu
ergianzen mit der Forderung einer Umlaufsicherung des Geldes und eines
sozialen Bodenrechts, um die notigen Bedingungen (aus freiwirtschaftli-
cher Sicht) zu schaffen fiir ein selbstregulatives soziales Gleichgewicht im
Rahmen einer Rechtsordnung und somit eine Verkniipfung von Individiual-
und Sozialprinzip zu erreichen. Der Einflul der Freiwirtschaftler ist nach
dem Tode Lautenbachs (Juli 1954) schnell zuriickgegangen.

Verdringung ordnungspolitischen Denkens

Auch der Einfluf3 der Neoliberalen auf die Politik ging allméchlich immer
mehr zuriick. Die Variante der von A. Miiller-Armack entworfenen und von
Erhard politisch durchgesetzten »sozial gesteuerten« Marktwirtschaft war
bereits deutlich vom ordoliberalen Konzept Euckens abgegrenzt. Erhard
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entwertete Euckens Entwurf spéter mit Kompromissen, durch Relativierung
der ordnungspolitischen Grundpfeiler. Eine umfassende Antimonopol-Ge-
setzgebung vermochte er nicht durchzusetzen. In der Folge nahmen private
und staatliche Vermachtung der Wirtschaft immer mehr zu, insbesondere
aufgrund der herkommlichen Geldordnung und des geltenden Boden(un)-
rechts.

Noch weit weniger hat die heutige wirtschaftliche Entwicklung mit dem
Neoliberalismus der Freiburger Schule zu tun. Jene verlduft entgegenge-
setzt zu dem, was die alten Neoliberalen wollten. Mit der Bezeichnung Neo-
liberalismus fiir die heutige Wirtschaft wird der Neoliberalismus der Frei-
burger Schule in Mif3kredit gebracht. Es ist schon erstaunlich, da} selbst
viele Fachokonomen, die es ja besser wissen mii3ten, das falsche Etikett be-
nutzen, wenn sie tiber Globalisierung und Kasino-Kapitalismus reden.
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Tendenzen und Hindernisse zur Integration der
Weltgemeinschaft

Thomas Betz*)

Als ich um einen Beitrag zu dieser Veranstaltung gebeten wurde, bin ich
zunéchst ein bifichen in’s Griibeln dariiber geraten, wie denn der Begriff
»2/3-Gesellschaft«, der ja das Phinomen der Disparitdt und Ungleichge-
wichtigkeit im Binnenbereich der Industrielinder umschreibt, mit der glo-
balen Sphire in Verbindung gebracht werden konnte. Dabei ist es doch so
einfach, wenn man die Sache auf den Kopf stellt: Die zwei Drittel der Wohl-
versorgten und Abgesicherten bei uns korrespondieren mit dem einen Drit-
tel der einigermaflen wohlhabenden Industrielander, die wenigstens die
Deckung der Grundlebensbediirfnisse — Wohnung, Nahrung, Kleidung — ih-
rer Bevolkerung sicherstellen und garantieren konnen, wohingegen das eine
Drittel der relativ Unterversorgten und Unterbemittelten bei uns eher mit
den — ziemlich genau — zwei Dritteln derjenigen Staaten in Verbindung ge-
bracht werden muB}, die dazu nicht oder nicht mehr in der Lage sind.

So konnte der Untertitel meines Beitrages auch lauten: » Wege aus der glo-
balen 1/3-Gesellschaft«. Und so will ich mich im Folgenden auch bemiihen,
den Zusammenhang zwischen den zwei Dritteln und dem einen Drittel — auf
unserer nationalen Ebene — und dem einen Drittel und den zwei Dritteln —
auf globaler Ebene — deutlich zu machen und dabei auch einen Aspekt zu
beriicksichtigen, der bei der diesbeziiglichen Diskussion bislang leider ein
biBchen zu kurz kommt: den der Okologie.

1. Okologische Konsequenzen globaler Okonomie

Vielleicht haben Sie sich ja schon einmal — @hnlich wie ich — dariiber gewun-
dert oder auch gefreut, daB3 auf unseren Speisekarten und auch in unseren
Supermirkten immer mehr preiswerte Angebote an Lachs — frischem,
gerduchertem und gegrilltem — zu finden sind. Der statistische Durch-
schnittsdeutsche verzehrt mittlerweile jahrlich fast ein Kilo dieses Fisches,
der frither auch einmal in unseren heimischen Gewissern zu Hause war,
mittlerweile aber aus Zuchtfarmen in Norwegen und Schottland zu uns ge-
langt. Dabei handelt es sich zwar um ein supranationales, aber natiirlich

) Vortrag im Rahmen der Tagung »Wege aus der 2/3-Gesellschaft« des Seminars fiir frei-
heitliche Ordnung e.V. im Seminargebdude Bad Boll am 1. Juli 2000 (Vortragsfassung:
ohne Quellenangaben und Literaturverweise)
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noch um kein globales 6konomisches Ereignis. Aber um zu Verkaufspreisen
zu kommen, wie wir sie schitzen und genie3en, bedarf es einer Massentier-
haltung und grofler Mengen an zugelieferten Futtermitteln. Im speziellen
Fall miissen 5 Kilo echter Wildfisch (der Lachs, den wir kennen, ist ja keiner
mehr, hat aber noch das entsprechende Image) zu Fischmehl verarbeitet
werden, um wiederum 1 Kilo Lachs zu erzeugen. Dieses sog. »Rohmaterial
an Fisch« stammt typischerweise aus dem sog. »freien Weltmeer« vor der
siidamerikanischen Pazifikkiiste mit der Konsequenz, daf} dort die Fang-
quoten wegen Uberfischung bereits zuriickgehen, und wird zu Fischmehl
verarbeitet in peruanischen Hafenstiddten, die in Abgasen und Miill zu er-
sticken und in Abwissern zu ertrinken drohen. Der leckere Lachs muf} also
am Ende doch bezahlt werden: Weniger von uns mit den paar Mark, die wir
dafiir noch geben, sondern vielmehr von den Peruanern mit ausgepliinder-
ten Meeren und verdreckten Stidten.

Die sog. » Verliangerung der Wertschopfungsketten« im Zuge der Globali-
sierung fiihrt eben gerade nicht dazu, dal im Zuge derselben Kosten wie
Nutzen des Wirtschaftens globalisiert werden, wie oft argumentiert wird.
Vielmehr 146t sich konstatieren, da3 eine Aufgliederung der Produktions-
prozesse auf unterschiedliche Standorte in der Welt neben einer verstirkten
Tendenz zur Einkommensungleichverteilung — ich komme darauf noch ge-
sondert zu sprechen — auch in einem 6kologischen Sinne zu einer Ungleich-
verteilung von Nutzen und Kosten entlang dieser Ketten fiihrt. Dabei ent-
spricht die wirtschaftliche Machtverteilung im geographischen Sinne auch
der ungleichen Verteilung der Umweltbelastungen dergestalt, dal entlang
der transnationalen Wertschopfungsketten Umweltvorteile im Norden in-
ternalisiert und Umweltnachteile in den Siiden externalisiert werden. Im Er-
gebnis konnen es sich also post-industrielle Gesellschaften wie die unsere
immer mehr und immer besser leisten, bezogen auf den Innenbereich um-
weltfreundlich zu sein. In Deutschland, aber beispielsweise auch in Japan
und in Holland gibt es seit 15 Jahren eine eindeutige Tendenz dahingehend,
daf} bei den Importen ein immer groBer werdender Anteil des Umweltver-
brauchs im Ausland verbleibt. (Auch der aktuelle »deutsche Atomkompro-
mif«, also die Entscheidung, zumindest langfristig deutsche Atomkraftwer-
ke abzuschalten, pafit in diesen Zusammenhang: Der deutsche Anteil an
importiertem Atomstrom wird sich zukiinftig eben stark ausweiten.)

Die Veredelung des Konsums im Norden auf Kosten der Umwelt und der
Subsistenzwirtschaft im Siiden ist seit den 70er Jahren ein von internatio-
nalen Umweltschutzorganisationen beklagtes Muster: Friichte, Salate,
Gemiise und Blumen kommen mittlerweile per Luftfracht fiir Europa aus
dem Senegal und Marokko, fiir Japan aus den Philippinen und fiir die USA
aus Kolumbien und Costa Rica. Wihrend wir uns am mittlerweile vollkom-
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men saison-unabhingigen Angebot landwirtschaftlicher Produkte ergdtzen
konnen, bleiben Bewésserung, Pestizide und die Verdringung von Subsi-
stenz-Bauern ein Problem in den Schwellen- und Entwicklungslindern.

Aber auch die industriellen Herstellungsketten werden iiber die OECD-
Lander hinaus verldngert: In der Grundstoffindustrie, der Metallverarbei-
tung und der chemischen Industrie wichst der Anteil der Stidlédnder (z. B. im
Bereich der Industriechemikalien von 1990 bis 1996 von 17 % auf 25 %),
wihrend jener der OECD-Linder allméhlich zuriickgeht. Auch hier gilt,
dal} die umweltbelastenden Stufen einer internationalen Produktionskette
tendenziell in wirtschaftlich weniger entwickelten Regionen angesiedelt
sind, die sauberen und immateriellen hingegen in den OECD- bzw. G7-
Staaten. Der Bauxitabbau in der Aluminiumindustrie geht — obwohl es im
Norden auch bedeutende Vorkommen gibt — vor allem in Guyana, Brasilien,
Jamaica und Guinea vonstatten. In den 80er Jahren sind auch die Alumini-
umschmelzen mehr und mehr vom Norden in Linder wie Brasilien, Venezu-
ela und Indonesien gewandert. Selbst ein High-Tech-Bereich wie die Com-
puterbranche ist von der neuen 6kologischen Arbeitsteilung geprigt: Bei
den 22 Computerfirmen in den Industrielindern ist mehr als die Hilfte der
meist toxischen — also Giftstoffe erzeugenden — Mikrochipherstellung in
den Entwicklungsldndern angesiedelt. Unter den geltenden Handelsregeln
der WTO ist es den Mitgliedsstaaten zwar erlaubt, im Hinblick auf die Be-
schaffenheit bestimmter Giiter Kriterien fiir etwaige Einfuhrbeschriankun-
gen zu bilden (etwa weil sie fiir gesundheitsschédlich gehalten werden),
aber ausdriicklich untersagt, ausldndische Handelsgiiter zu diskriminieren,
deren Herstellungsprozef nicht bestimmten Umweltstandards des importie-
renden Landes entspricht. Mit welchen Chemikalien also Kleidungsstiicke
hergestellt werden, ob Holzprodukte aus Kahlschlaggebieten stammen oder
ob fragwiirdige Methoden zur Pflanzenproduktion eingesetzt werden, darf
fiir die Einfuhrpolitik der importierenden Staaten und damit fiir den globa-
len Handel keine Rolle spielen.

Eines der wesentlichsten Argumente der Befiirworter der Globalisierung
ist die Effizienz: Moglichst alle Wirtschaftsapparate der Welt sollen einer
Effizienzkur unterzogen werden und die Selektionskraft des Wettbewerbs
moge iiberall den effizientest moglichen Einsatz von Kapital, Arbeit, In-
telligenz und auch der Naturressourcen (die sog. optimale Allokation der
Ressourcen) sicherstellen. Und in der Tat kommt es der Ressourceneffizienz
zugute, wenn — wie in der jiingeren Vergangenheit auch hierzulande gesche-
hen — staatsbiirokratisch erstarrte Volkswirtschaften fiir den Wettbewerb
geoffnet werden: Von auflen treten neue Anbieter auf den Plan, die eine
solche Ressourcenverschwendungswirtschaft zum Einsturz bringen. Die
Globalisierung schleift die Hochburgen der MiBBwirtschaft und bringt we-
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nigstens die konventionelle »0konomische Vernunft« zur Geltung. Augen-
scheinlichstes Beispiel fiir uns ist natiirlich der vereinigungsbedingte Wan-
del der Produktionstechnologien in Ostdeutschland, aber auch die Einfuhr
sparsamerer japanischer Autos in den USA, der Einsatz neuer Kraftwerks-
technik in Pakistan, die Einfiihrung material- und energieeffizienterer
Hochofen fiir die Stahlgewinnung in Brasilien. Jedoch: Dabei bleibt es
nicht! Zwar senkt die Marktliberalisierung den Ressourceneinsatz pro Ein-
heit an »Output«, also an geschopftem Wert, und macht entsprechende
Preissenkungen moglich. Aber genau deshalb entsteht auch neue Nach-
frage, in der Folge mehr Angebot und in einer auf letztlich unendliches
Wachstum ausgerichteten Weltwirtschaft schlieBlich auch ein absolutes
Mehr an Ressourcenverbrauch, das die urspriingliche Ressourcenersparnis
nicht nur konterkariert, sondern in ihr Gegenteil verkehrt: Auf den Straf3en
Indiens waren noch vor 15 Jahren nur die altehrwiirdigen Ambassador-
Limousinen zu sehen, benzinfressende Ungetiime, die aber zusammenge-
nommen weit weniger Abgase ausstieBen als die Massen viel effizienterer
Autos, die von den mittlerweile neun dort operierenden Automobilkonzer-
nen heutzutage auf die Strale geschickt werden. Die Geschichte der Indu-
striegesellschaft ist die Geschichte einer kontinuierlichen Steigerung der
Effizienz bei einer gleichzeitig kontinuierlichen Steigerung des absoluten
Ressourcenverbrauchs. Wie anders sollte es auch sonst moglich geworden
sein, daf} sich die Weltwirtschaft zwischen 1975 und heute — also innerhalb
von 25 Jahren — verdoppelt hat. Das Effizienzargument ist die 6kologische
Achillesferse der Globalisierung.

Das Wichtigste jedoch ist: Die Preise sprechen nicht die okologische
Wahrheit! Nur deshalb ist es moglich, daf} sich das im 6kologischen Sinne
gescheiterte Entwicklungsmodell des Westens aus den OECD-Liéndern in
die Schwellenldnder und weit dariiber hinaus verbreitet. Autofabriken in
China, Chemiewerke in Mexiko und industrielle Landwirtschaft in den Phi-
lippinen: Die Siidldnder steigen in einer gigantischen Groflenordnung in ei-
nen Wirtschaftsstil ein, der sich in Europa gegen Ende des 19. Jahrhunderts
konsolidiert hat und der in erster Linie auf der Transformation unbezahlter
Naturwerte in Warenwerte — die man sich dann aber bezahlen 146t — beruht
und in weitere Zonen der Welt expandiert. Die Entgrenzung dieser Investiti-
onstitigkeit geridt zunehmend in Konflikt mit der Begrenzung der bio-physi-
schen Kapazititen der Erde: Zwischen 1990 und 1995 stiegen die CO,-
Emissionen der Schwellenldnder zwischen 20 % und 40 %. In China wird
sich der fossile Energieverbrauch in 2005 gegentiiber 1990 verdoppelt haben
und allméhlich mit dem Volumen der USA gleichziehen. Am augenschein-
lichsten wird aber im Bereich der Transportkosten, wie verheerend die Aus-
blendung des 6kologischen Kostenanteils langfristig sein muf3. WertmiBig
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wichst der Welthandel gegenwirtig etwa doppelt so schnell wie die Welt-
wirtschaft insgesamt. Es ist eine Beleidigung des homo sapiens, Tomaten
von Ecuador in die USA zu fliegen und dies auch noch damit zu begriinden,
daf} das »halt kostengiinstiger« ist. Lingst geht es auch nicht mehr darum,
daf} Nationen Giiter tauschen, die sie wechselseitig nicht selbst herstellen,
wie etwa beim klassischen Tausch von Rohstoffen gegen Industrieerzeug-
nisse (oder bei Ricardos Beispiel von Portwein und englischem Tuch). Ge-
rade beim dominierenden Handel innerhalb der OECD treten vielmehr aus-
landische Anbieter zusitzlich zu den heimischen mit vollig gleichgearteten
Produkten auf. Etwa die Hilfte des internationalen Welthandels findet in-
nerhalb von Industriebranchen statt; d. h. dieselben Waren werden gleich-
zeitig importiert wie exportiert, was zumindest unter Beriicksichtigung dko-
logischer Kosten nicht gut als rational bezeichnet werden kann. Es ist aber
auch in einem weitergehenden Sinne schwerlich als rational zu bezeichnen,
noch effizienter in die falsche Richtung zu laufen.

Die Preise sprechen nicht die 6kologische Wahrheit; leider weniger denn
je. In einer historischen Situation, in der unter den 100 gréften Okonomien
der Welt nur noch 49 Nationalstaaten, 51 dagegen bereits Unternehmen
sind, gerit jede Regelung wirtschaftlicher Tétigkeiten im Namen des 6ffent-
lichen Interesses und deshalb auch und gerade diejenige zum Schutz der
Umwelt unter Druck. Wie wir noch sehen werden, wird nicht nur diesbeziig-
lich staatliche Autoritit in Frage gestellt und nationalstaatliche Souverinitit
untergraben. Wer, wenn nicht eine — wie auch immer geartete — supranatio-
nale, demokratisch legitimierte und 6ffentliche — ja im Wortsinne welt-6f-
fentliche — Autoritédt (im Englischen gibt es dafiir mittlerweile den Begriff
»global governance«) sollte sicherstellen konnen, dal wir ein Preissystem
bekommen, das endlich die sog. »externen Effekte«, die die Schul6konomie
jakennt, in eine Kalkulation einbezieht und die Umweltkosten einer Investi-
tionsmafnahme angemessen reflektiert.

2. Soziale Konsequenzen globaler Okonomie

Mitte September vergangenen Jahres hat sich das Wall Street Journal darii-
ber entsetzt, daf} die franzosische Regierung die Belegschaft des Reifenher-
stellers Michelin zum Streik aufgerufen hat. Anlal3 dafiir war, da3 Michelin
in einem Atemzug fiir das laufende Jahr eine weitere Gewinnsteigerung von
17 % und weitere Entlassungen von 7.500 Arbeitern angekiindigt hat. Pre-
mierminister Jospin wurde sogar wortlich zitiert. Er sagte namlich: »Die
franzosische Regierung kann nichts mehr gegen die Marktkrdfte tun. Wir
konnen die Wirtschaft weder durch Gesetze noch durch den Staat noch
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durch die Verwaltung lenken!« Als ich das las, muflte ich unwillkiirlich an
meinen Gemeinschaftskundeunterricht im Gymnasium zuriickdenken, als
wir Schiiler im Zusammenhang mit dem Begriff des »Primats der Politik«
darin unterrichtet wurden, daf} die Politik in der sozialen Marktwirtschaft
den Rahmen setzt, innerhalb dessen sich der Markt entfalten kann, und ich
habe mich dann gefragt, was den heutigen Schiilern angesichts einer derarti-
gen Geste politischer Hilflosigkeit vermittelt wird, die wohl eher schluf3fol-
gern 146t, daB sich die Verhiltnisse mittlerweile umgekehrt haben und der
sogenannte Markt die Bedingungen fiir die sogenannte Politik definiert.

In der allseits bewunderten, gro3ten und stiarksten Volkswirtschaft der Er-
de, der US-amerikanischen, ist heute der Durchschnittslohn niedriger als
1989. Zwei Drittel der Amerikaner verdienen heute real weniger als ihre El-
tern. Der fiihrende Arbeitsmarktokonom Richard Freeman spricht von
»Apartheid-Okonomie« und davon, daB der gesamte wirtschaftliche Erfolg
der sog. »Reagonomics« ausschlielich jenen 5% der Gesellschaft zugute
gekommen ist, die ohnehin schon auf der Sonnenseite leben. Alle anderen
hitten dabei verloren — je drmer, desto mehr. Wie ist das moglich?

Hierzulande wurde die soziale Ungleichheit per progressiver Besteuerung
ehedem in Grenzen gehalten. Beim Antritt von Helmut Kohl als Bundes-
kanzler im Jahre 1983 trugen Unternehmen und Selbstindige noch 13,1 %
der gesamten Steuerlast. 13 Jahre spéter hatte sich dieser Anteil um mehr als
die Hilfte auf 5,7 % vermindert. Schritt fiir Schritt wurde den Forderungen
aus Industrie und Banken nach einem Umbau des Steuersystems nachgege-
ben und mehrfach wurde der Satz fiir die Korperschaftssteuer der Unter-
nehmen gesenkt. Auch der Spitzensteuersatz der Einkommensteuer wurde
herabgesetzt, aber die Zahl der Abschreibungsvergiinstigungen fiir Selb-
stindige nahm zu. Alle zusitzlichen Belastungen aus der deutschen Einheit
wurden ausschlieBlich iiber die Massensteuern, vor allem die Lohn- und
Mehrwertsteuer, aufgebracht. Nach der deutschen Einheit stiegen die Akti-
enkurse Jahr fiir Jahr. Die Gewinne der Unternehmen sind explodiert: Allein
im Jahr 1998 sind die Gewinne deutscher Unternehmen im Durchschnitt um
30,5 % gestiegen.

Die Reallohne der Arbeitnehmer hingegen stagnieren oder sinken. »Lei-
stung muf} sich wieder lohnen!« So lautete das Motto, unter dem die konser-
vativ-liberale Koalition einst angetreten ist. Hinterlassen hat sie allerdings
eine Situation, in der sich Leistung, das heif3t Arbeit, immer weniger lohnt,
leistungsloses Einkommen aus Geldbesitz dagegen immer mehr. Aber: Ein
halbes Jahr nach dem Antritt der neuen Bundesregierung erklirten die deut-
schen Sozialdemokraten im sog. Schroder-Blair-Papier den sog. »dritten
Weg« zu ihrer Zukunftsaufgabe, der sich auf folgende 4 Essentials reduzie-
ren laBt:

Fragen der Freiheit, Heft 255 (2000) 19


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 255 (2000)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
Thomas Betz: Tendenzen und Hindernisse zur Integration der Weltgemeinschaft


Thomas Betz: Tendenzen und Hindernisse zur Integration der Weltgemeinschaft

weitere Liberalisierung bzw. Deregulierung

weitere Steuersenkung fiir Unternehmen

weiterer Abbau der Sozialsysteme

— Einrichtung eines Niedriglohnsektors

Kann es da noch wundern, wenn sich immer mehr Menschen die Auffas-
sung eines Berliner Theaterregisseurs (Christoph Schlingensief) zu eigen
machen, der die Tragodie auf die etwas sehr griffige Formel gebracht hat:

»Was man wiihlt, das ist egal:

Es regiert das Kapital!«

Und kann es da noch wundern, wenn diese Menschen diese Auffassung
auch in ihrem Wahlverhalten bzw. besser Nichtwahl-Verhalten zum Aus-
druck bringen? Aber warum ist es so wie es ist?

Globalisierung ist zuallererst eine Globalisierung des Kapitals. Dank ge-
waltiger Fortschritte in der Informationstechnologie hat sich in den letzten
30 Jahren die Geschwindigkeit, mit der immer mehr Kapital immer schnel-
ler grenziiberschreitend transferiert werden kann, sehr stark erhoht. In ihrer
Bedeutung konnen dabei die modernen Informationsbahnen durchaus mit
den Eisenbahnen verglichen werden. Denn das digitale Netz spielt fiir den
Aufstieg der globalen Okonomie zum Ende des 20. Jh. eine dhnlich bedeu-
tende Rolle wie das Eisenbahnnetz im 19. Jh. fiir den Aufstieg der nationa-
len Okonomie: So wie seinerzeit die Infrastruktur der Eisenbahn sinkende
Transportkosten und damit die Fusion regionaler Mirkte zu einem nationa-
len Markt erst ermoglichte, so fithren nunmehr sinkende Transmissionsko-
sten schneller Informationen zur Fusion nationaler Mirkte und zu einem
globalen Markt.

Dieses Kapital flieBt nun bevorzugt dorthin, wo Renditechancen am hoch-
sten und Kapitalverkehrskontrollen am geringsten ausgeprigt sind. Da-
durch entsteht ein Angleichungsprozef3 nationalstaatlicher Kapitalver-
kehrskontrollen, und zwar nach unten. Nationalstaaten haben also
tendentiell immer weniger Moglichkeiten, auf Kapital zuzugreifen, das
tiber oder auf ihr Territorium transferiert wird. Versuchen sie es doch, sinkt
die Attraktivitdt des Kapitalstandortes und das Kapital flie3t zu anderen,
weniger regulierten Standorten. Dieser Proze3 wurde in den 80er Jahren
auch noch durch eine von weltpolitischen Entscheidungen induzierte Libe-
ralisierung der weltweiten Kapitalmirkte verstirkt, welche wiederum auf
eine gewisse ideologische Lufthoheit der 6konomischen Schulen Neoklas-
sik, Monetarismus und Neoliberalismus zuriickzufiihren sind. Entspre-
chend diesen Lehren hat eine sog. »optimale Allokation der Ressourcen« —
zu Deutsch: Zufiihrung von Ressourcen an die effektivste Verwendung — ei-
ne maximale Freiheit der Mérkte, und somit eben auch der Kapitalmirkte,
zur Voraussetzung.
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Die Konkurrenz der Volkswirtschaften um Kapital fiihrt aber auch dazu,
daf} dessen Renditechancen iiberall moglichst hoch sein miissen. Um als
Standort attraktiv zu werden oder zu bleiben, sind die Staaten zunehmend
gezwungen, Vorleistungen zu erbringen, die die Renditechancen erhohen,
sei es direkt durch aufwendige InfrastrukturmafSnahmen oder indirekt durch
sinkende Steuern auf Unternehmensgewinne. Auch hier ist international ein
Angleichungsprozef3 der Wirtschaftspolitiken festzustellen. Dazu gesellt
sich die immer intensivere Steuerflucht (der IWF schitzt solche Fluchtgel-
der international auf ca. 8 Bio. US-$) sowie ein Effekt namens »tax degrada-
tion«, der umschreibt, daf} die multinationalen Konzerne, die ja zwei Drittel
des Welthandels bestreiten, immer besser die Moglichkeit nutzen, Gewinne
und Kosten »steueroptimal« so auf dem Globus zu verteilen, dal moglichst
wenig und im Idealfall iberhaupt keine Steuern mehr gezahlt werden. Die
hohe Mobilitit des Kapitals beeintridchtigt nun die soziale Leistungsfihig-
keit selbst der wirtschaftlich erfolgreichsten Nationalstaaten, wie wir be-
reits gesehen haben. Denn die Staaten sind nunmehr gezwungen, die weni-
ger mobilen Produktionsfaktoren stirker zu besteuern, eben insbesondere
die Arbeit. Folgerichtig hat der Anteil der Kapitalbesteuerung an den
Steuereinnahmen der EU-Staaten zwischen 1980 und 1994 um ca. 30 % ab-
genommen und im gleichen Zeitraum der Steueranteil von Arbeit um ca.
14 % zugenommen, mit entsprechenden Konsequenzen einerseits fiir die
Arbeitslosigkeit und andererseits fiir die Realeinkommen. Damit nun Nied-
riglohnempfinger nicht schlechter gestellt werden als Sozialhilfeempfin-
ger, wird immer mehr auch im sozialpolitischen Bereich und auch bei Pro-
grammen, die der sozialen Grundsicherung dienen, gekiirzt. Kein Staat
kannim Alleingang aus diesen Zugzwéngen aussteigen.

Wo die Marktkrifte maximal dominieren, wie in den USA, setzen sich die
neuen Verteilungsrelationen naturwiichsig durch. Die Folge sind steigende
Kapitaleinkommen, stagnierende oder riickldufige Arbeitseinkommen, zu-
nehmende Lohndifferenzierung und sich ausbreitende Armut. (Man spricht
in den USA bereits von den sog. »working poor«: Das sind die, die arbeiten
und trotzdem arm sind.) Wo aber, wie in den europiischen Sozialstaaten,
Politik und Gewerkschaften noch stirker an Verteilungspolitik orientiert
sind, stagniert die Beschiftigung und steigt die Arbeitslosigkeit insbeson-
dere bei den gering qualifizierten Arbeitskriften mit der zusétzlichen Folge,
daB} die hohen Kosten der Massenarbeitslosigkeit auch die Finanzierungsba-
sis der sozialen Sicherungssysteme bedrohen. Politik und Gewerkschaften
stehen hierzulande vor dem Dilemma, entweder den weiteren Anstieg der
Massenarbeitslosigkeit zu begiinstigen oder aber durch aktives politisches
Handeln die verteilungspolitischen Konsequenzen der neuen Lage selbst
durchzusetzen. Das beste Beispiel hierfiir ist das Schroder-Blair-Papier!
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Durch die Beschleunigung wirtschaftlicher Transaktionen wird also das
sozialpolitische Ziel »allgemeine Wohlfahrt« in Frage gestellt und aus der
Unterwerfung unter das Regime der Finanzmirkte wird ein Anschlag auf
die Demokratie: Zwar hat weiterhin jeder Biirger eine Stimme und die
Politiker miissen noch immer versuchen, Mehrheiten zu bekommen. Aber
nach der Wahl entscheidet das monetire Stimmrecht, demzufolge bei
Renditeerwartungen von 15 % fiir Lohnerh6hungen kein Platz ist. Das Re-
gierungssystem Demokratie in seiner bisherigen Form verliert an Glaub-
wiirdigkeit und Legitimitdt: Demokratische Entscheidungen der Politik
werden entweder durch die Mérkte ersetzt oder es entsteht der Ruf nach
weniger Staat, der aber eigentlich auch meint: weniger Demokratie. (Der
bislang dreisteste Versuch einer auch formalen Infragestellung national-
staatlicher Souverinitit ist das MAI (Multinational Agreement on Invest-
ment)).

In Deutschland arbeiten noch immer 27,7 Millionen Menschen in Voll-
zeitarbeitsverhéltnissen. Doch die Stammbelegschaften schrumpfen: 3,9
Millionen Arbeitnehmer haben bereits einen befristeten Vertrag. Auch die
Zeitarbeit boomt. 1998 waren 575000 Menschen als Leiharbeiter im Ein-
satz. Fiinf Jahre zuvor waren es noch 266 000. Dazu kommen die Schein-
selbstindigen. Wenn sie ihre Arbeit verlieren, erhalten sie weder Arbeitslo-
sengeld noch eine gesetzliche Rente. Einen Kiindigungsschutz gibt es
ebenfalls nicht.

Die Art und Weise, wie Arbeit organisiert ist, hat aber auch mit Freiheit
und Demokratie zu tun. Der zeitlich befristet Beschiftigte muf} bei allem,
was er tut, daran denken, was diejenigen dazu sagen, die iiber seine Weiter-
beschiftigung entscheiden. Zensurmechanismen sind auf den ersten Blick
nicht erkennbar, aber es gibt Untersuchungen, die beispielsweise zeigen,
daf} ungesicherte Arbeitsverhiltnisse im Medienbereich dazu fiihren, daf3
die Mitarbeiter die Zensurschere schon im Kopf ansetzen. Schlieflich wol-
len sie in erster Linie ihren Arbeitsplatz behalten. Ein dhnlicher Effekt ist im
Bildungsbereich zu beobachten. Nachwuchskrifte werden zu unsicheren
Bedingungen eingestellt und dadurch Konformismus beschleunigt.

Der Abbau der sozialen Sicherheit und des Kiindigungsschutzes erzeugt
bei den Menschen Angst, die Kontrolle iiber ihr Leben zu verlieren. Flexibi-
litdt und Mobilitit fithren dazu, daf} Freundschaften fliichtig bleiben und die
Eingebundenheit der Einzelnen in die ortliche Gemeinschaft immer briichi-
ger wird. Auch auf die Familien wirken sich Flexibilitdt und Mobilitét aus.
Wihrend die Familie Bindung fordert, fordern Flexibilitidt und Mobilitét, in
Bewegung zu bleiben und keine Bindungen einzugehen. (Das sind alles
Dinge, die man in allen modernen Industriegesellschaften — insbesondere
aber auch in den USA —beobachten kann).
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Nicht erst seit den jiingsten Wahlerfolgen rechtsextremer Parteien und der
grassierenden rechtsextremen Gewalt ist bekannt, daf3 eine entsolidarisierte
Gesellschaft fiir autoritdrere Formen von Gemeinschaft anfélliger wird. Be-
reits Alexis de Tocqueville — wohlgemerkt selbst ein Liberaler — wuflte:
»Der Despotismus kann sich seines Fortbestandes nie sicherer sein, als
wenn es thm gelingt, die Menschen voneinander abzusondern.« Ein sozial-
staatlich ungebremster Wirtschaftsliberalismus untergribt also das gesell-
schaftliche Fundament individueller Freiheit.

Meine Damen und Herren, die These, ein vollig deregulierter und »freier«
Kapitalmarkt garantiere die »optimale Allokation der Ressourcen, ist kein
neoklassisches Mirchen. Fiir die betroffenen Menschen der brachliegenden
Ressource Arbeitskraft in den von der Asien-Krise geschiittelten Landern
ist sie ein neoklassischer Alptraum: Uber Nacht hat diese Wirtschaftskrise
die Erfolge einer Generation zunichte gemacht. Breite Bevolkerungs-
schichten bis in die stddtische Mittelschicht hinein wurden betroffen und in
absolute Armut zuriickgeworfen. Allein in Indonesien ist die Zahl der unter
Hunger bzw. Mangelerndhrung leidenden Menschen von 20 auf 100 Mio.
gestiegen. Eine neu entstandene gesellschaftliche Mittelschicht, die auf
20-40 Mio. geschitzt wurde, ist komplett weggebrochen. Arbeitslosigkeit,
Verzweiflung, Hunger und Gewalt fiihrten zu politischen Unruhen und mas-
siver Staatsgewalt. Wachstumseinbriiche und Auftragsriickgéinge hatten
Konkurse, SchlieBungen und Massenentlassungen zur Folge und resultier-
ten in Riickgidngen des Bruttosozialprodukts um bis zu 20 %.

George Soros, der erfolgreichste Spekulant der letzten 30 Jahre und einer,
der die Weltfinanzmirkte kennt wie kein anderer, selbst studierter Okonom
und lange Jahre gldubiger Anhidnger der herrschenden Lehre, kommt in sei-
nem Buch »Die Krise des globalen Kapitalismus« zu dem Schluf}, daf} »der
Stand der Dinge pathologisch und unhaltbar ist. Die Finanzmdrkte sind
ithrem Wesen nach instabil; und bestimmte gesellschaftliche Bediirfnisse
lassen sich nicht befriedigen, indem man den Marktkriiften freies Spiel ge-
widhrt.« Er wirft der herrschenden Lehre vor, eine grundfalsche Vorstellung
davon zu haben, wie Finanzmairkte funktionieren, da die Gleichgewichts-
theorie in der Okonomie einer véllig verfehlten Analogie zur Physik ent-
springe. Die Preisbildung auf den Finanzmaérkten folgt nicht den Gesetz-
miBigkeiten von Angebot und Nachfrage, sondern richtet sich nach
Zukunftserwartungen und psychologischen Faktoren. Finanzmirkte spie-
geln demzufolge die Realitit bzw. die sog. Realsphére der Giiter und Dienst-
leistungen nicht etwa passiv wieder, sondern erschaffen aktiv die Wirklich-
keit, die sie ihrerseits reflektieren. Dadurch entsteht das Phdnomen sich
selbst verstidrkender und eskalierender Prozesse, in denen die Erwartungen
iiber die Zukunft wesentlichen Einfluf} auf die Entwicklung der Zukunft ha-

Fragen der Freiheit, Heft 255 (2000) 23


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 255 (2000)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
Thomas Betz: Tendenzen und Hindernisse zur Integration der Weltgemeinschaft


Thomas Betz: Tendenzen und Hindernisse zur Integration der Weltgemeinschaft

ben, die ihrerseits wiederum die kiinftigen Erwartungen priagt. Nicht Wis-
sen, sondern Vorurteile liegen den Handlungen der Marktteilnehmer zu-
grunde. Die sog. reflexive Riickkopplung kann die Vorurteile so verstirken,
dal die Mirkte sich immer weiter vom Gleichgewichtszustand entfernen,
ohne eine Tendenz zur Riickkehr zum Ausgangspunkt zu zeigen. Dabei
spielt es lingst keine Rolle mehr, daB sich die Einschédtzungen der Marktteil-
nehmer immer weiter von den Fundamentaldaten entfernen. Selbst der Um-
stand, daB3 den Marktteilnehmern ihre eigenen »Fehleinschitzungen« zu-
nehmend bewufit werden, kann daran nichts dndern. Ein vergleichsweise
nichtiger Anlal} sorgt nun fiir ein Umspringen der Boom- in eine Bust-Phase
—die Seifenblase platzt — und der Markt bewegt sich ab sofort in der Gegen-
richtung, typischerweise viel schneller als in der Boom-Phase, schiefit weit
iiber den Gleichgewichtspunkt hinaus und stiirzt in’s Bodenlose.

Soros beobachtet in diesem Zusammenhang ein hiufig sich wiederholen-
des Muster, demzufolge das Kapital sich zunichst in den Zentren des globa-
len Geldsystems sammelt und dann in die Peripherie — also in die dritte Welt
— gepumpt wird, um nach Platzen der Seifenblase in die Zentren zuriickzu-
fluten. Er vergleicht solchermallen das internationale Finanzsystem in sei-
nen Auswirkungen auf ganze Volkswirtschaften mit einer Abrilbirne, die
ein Gebdude nach dem anderen in Triimmer legt.

Genau das ist in Asien passiert: Angelockt durch hohe Wachstumsraten,
Zinsen, Gewinnerwartungen und an den US-$ gekniipfte Landeswihrungen
stiegen im Zeitraum von 1990 bis 1996 die privaten Auslandsinvestitionen
in Ostasien um das 4,5fache an; dies waren dann etwa 43 % der gesamten
Auslandsinvestitionen in der Welt. In diese Zeit fiel auch die rasante Ent-
wicklung junger asiatischer Finanz- und Aktienborsen. Die Zusammenset-
zung der ausldndischen Kapitalzufliisse verschob sich allerdings immer
mehr zugunsten kurzfristiger Kredite und leicht fliichtiger, wenig investiver
und hochspekulativer Finanzierungsformen. Die inldndischen Schuldner
waren Banken, Finanzierungsgesellschaften und Unternehmen. Die auslin-
dischen Glaubiger waren ebenfalls aus der Privatwirtschaft, vornehmlich
Renten- und Investmentfonds, Versicherungen und Banken aus Europa und
Japan.

Die absolute Schuldenhohe und die extrem kurzfristige Auslandsver-
schuldung im Verhiltnis zu den Devisenreserven der Zentralbanken mach-
ten eine Zahlungsunfihigkeitskrise immer wahrscheinlicher. Aber der IWF
hatte in seinem Jahresbericht 1996 noch eine gute Prognose fiir das Jahr
1997 gestellt. Im Friihjahr 1997 setzte die erste Phase der Kapitalflucht mit
dem Verkauf von asiatischen Wihrungen und Aktien ein; insbesondere der
an den $ gebundene thaildndische Baht stand unter massiver Abwertungs-
spekulation (hauptsédchlich durch internationale sog. Hedge-Fonds). Am
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02.07.97 muBte die thaildndische Regierung die Bindung aufgeben. Inner-
halb weniger Stunden verlor der Baht 20 % seines Werts. Plotzlich schitzten
die internationalen Gldubiger die Risiken in allen Léndern Ostasiens ohne
Unterschied als sehr hoch ein und versuchten panikartig, ihr vornehmlich in
Aktien und Wertpapieren angelegtes Kapital mit moglichst geringen Verlu-
sten aus der Region zuriickzuholen. So pflanzten sich Kapitalflucht und Ab-
wertungsspekulation in ganz Ostasien fort. Hunderte von Milliarden $ wur-
den innerhalb kiirzester Zeit von internationalen Gldubigern, aber auch
nationalen Vermogensbesitzern abgezogen. Der Schuldendienst von Ban-
ken und Unternehmen fiir aufgenommene Fremdwihrungskredite wurde
immer schwieriger mit der Folge von dramatischen Auftragsriickgéingen,
Zahlungsunfihigkeiten, Bankenzusammenbriichen, Unternehmenskonkur-
sen, drastischen Abwertungen der Landeswihrungen und Kursstiirzen an
den Wertpapiermirkten. Die Asienkrise breitete sich wie ein Flichenbrand
in der Region aus und fiihrte kettenreaktionsartig zum Einbruch der wich-
tigsten Volkswirtschaften in der gesamten ostasiatischen Region, v.a. in
Thailand, Stid-Korea, Indonesien und Malaysia, und auch dazu, daf} sich in-
ternationale Investoren nunmehr fiir ein Butterbrot und ein Ei dort einkau-
fen konnten. In weniger als einem Jahr wurde Ostasien von der Region mit
dem groften wirtschaftlichen Wachstum zur Region mit dem hochsten
Wachstumsriickgang.

Zur Vermeidung des Staatsbankrotts und des totalen Kollaps sahen sich
die Regierungen zuletzt gezwungen, Notkredite des IWF zu beantragen. In-
nerhalb kiirzester Zeit wurden fast 100 Mrd. $ in die Region transferiert. Da-
durch konnte jedoch nicht verhindert werden, daf} die lokalen Borsen und
Landeswihrungen noch stirker einbrachen als zuvor. Zu einem wesentli-
chen Teil ist dies auf die IWF-MaBnahmen selbst zuriickzufiihren bzw. auf
die mit der Kreditvergabe verbundenen Auflagen, die Staatsausgaben zu
kiirzen, die Kreditzinsen stark anzuheben und wichtige Infrastrukturprojek-
te auszusetzen, wodurch die Volkswirtschaften weiter in die Rezession ge-
trieben wurden.

3. Stufen eines moglichen Therapieplanes
3.1 Eine Reform des IWF

Wie bereits erwihnt, hatte der IWF die Lage 1996 vollig falsch einge-
schitzt, gab eine positive Wachstumsprognose ab, sah weder die Gefahr ei-
ner Landeskrise noch eines regionalen Flichenbrandes. Der IWF hat die
hauptsédchlich betroffenen Schwellenlidnder zu eben den Liberalisierungs-
maBnahmen gedringt, die wesentlich mitverantwortlich fiir die Asienkrise
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waren. Damit hat er nicht nur Unheil angerichtet, sondern auch eindeutig
sein Mandat tiberschritten. Aus der Satzung des IWF I46t sich nur die ur-
spriingliche Aufgabe ableiten, Landern mit kurzfristigen Zahlungsproble-
men zu helfen, nicht aber, diese Léander in die globalen Finanzmérkte einzu-
binden und auch nicht, Strukturreformen zu erzwingen.

Die umfangreichen IWF-Kredite wurden fiir Schuldenzahlungen an inter-
nationale Gldubiger benutzt und diese damit vor Verlusten und die betroffe-
nen Linder vor Zahlungsunfihigkeit bewahrt. Praktisch bedeutet das aber,
daf} der IWF die ihm zur Verfiigung gestellten 6ffentlichen Gelder dazu ver-
wendet, spekulative Kapitalstrome abzusichern, den ausldndischen Gliubi-
gerbanken und Investmentfonds das Risiko ihrer Kreditvergabe und ihrer
hochspekulativen Geldgeschifte abnimmt und somit fortgesetzter Spekula-
tion in der Zukunft Vorschub leistet. Auch hier gilt offenbar: Gewinne wer-
den privatisiert, Verluste hingegen sozialisiert.

Die michtigste Organsiation des 20. Jahrhunderts entscheidet iiber Wohl
und Wehe eines GroBteils der Menschheit auf Jahre und Generationen hin-
aus. Dabei unterliegt sie in ihrem Handeln keinerlei demokratischer Kon-
trolle. Aufler einigen Pressemitteilungen werden grundsitzlich keine Doku-
mente betreffend Entscheidungen der Offentlichkeit zur Verfiigung gestellt.
Die internationale Gemeinschaft wartet geduldig ab, was der Fond dem
Land X verordnen wird, und akzeptiert jede Entscheidung, auch wenn das
Wohlergehen von Millionen betroffen ist. Mitarbeiter des Fonds miissen
iber ihre Entscheidungen grundsitzlich keine Rechenschaft ablegen. 1000
Okonomen in der 19. StraBe in Washington, D.C. diktieren die Lebensbe-
dingungen von 1,4 Mrd. Menschen in 75 Entwicklungsldndern.

Die verordneten Ma3nahmen umfassen neben Importliberalisierung, Pri-
vatisierung, Zulassung von Auslandskapital in bis dahin Einheimischen
vorbehaltenen Industriezweigen und Zulassung von ausldndischen Banken
im Finanzsektor regelméifig die bereits erwihnte, oft drastische Anhebung
der Inlandszinsen sowie eine Kiirzung der Staats- und hier insbesondere der
Sozialausgaben. In Konsequenz dessen geben z. B. die afrikanischen HIPC-
Léander (das sind die »High Indepted Poor Countries«, also die hochver-
schuldeten armen Linder) im Schnitt nur 3—4 $ pro Kopf und Jahr fiir die
Gesundheit, aber 8-9 $ fiir den Schuldendienst aus. In den HIPC-Lindern
werden auch Ende diesen Jahres wieder 4 Millionen Kinder unter 5 Jahren
an vermeidbaren Krankheiten gestorben sein, weil sie keinen Zugang zu
sauberem Wasser haben oder ein Mindestmal3 an Hygiene nicht gewéhrlei-
stet werden kann. Aber es gilt bereits als Fortschritt, da3 die 1996 von Welt-
bank und IWF ins Leben gerufene HIPC-Initiative den Anteil der fiir den
Schuldendienst (also Zinsen und Tilgung) benotigten Exporteinkiinfte auf
25 % nach oben begrenzen will.
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Zumindest aus der Perspektive der Betroffenen agiert der IWF als Ge-
richtsvollzieher der Glaubiger, dessen Struktur-Anpassungs-Programme
v.a. die Lebensbedingungen der unterernihrten und unterversorgten Men-
schen in der 3. Welt an die Dividendenforderungen der Bankaktionédre an-
passen.

Eine Reform des IWF sollte zumindest folgende Anderungen umfassen:
1) Mehr demokratische Kontrolle: Eine Kontrolle des IWF fand bisher — so-

weit liberhaupt — ausschlieBlich iiber die Regierungen und die Finanzmi-
nisterien der G7-Linder und hier insbesondere durch die USA statt, wes-
halb dem IWF auch zum Vorwurf gemacht wird, insbesondere ein
Instrument zur Durchsetzung von G7-Interessen zu sein.

2) Transparenz auf allen Handlungsebenen einschlieBlich Verhandlungen
mit Regierungen. Der IWF verwaltet gobale Steuergelder und ist deshalb
der Weltoffentlichkeit gegeniiber rechenschaftspflichtig.

3) Vorgabe konkreter Handlungsgrundsitze, klare Definitionen und Ein-
grenzung der Kompetenzen

4) Schaffung einer regionalen Organisationsstruktur des IWF, die regional-
spezifischen Mentalititen, Wirtschaftsstrukturen und Regierungsformen
besser gerecht werden und deshalb kompetenter, flexibler und unmittel-
barer auf Krisentendenzen reagieren kann.

3.2 Einfiihrung der Tobin-Steuer

Bereits in den 70er Jahren kam der amerikanische Okonom und Nobel-
preistrager James Tobin zu dem Schluf, da3 ein deregulierter Kapitalflufl
mit seinen abrupten Richtungsidnderungen und chaotischen Kursausschli-
gen der Realsphire schadet. Er empfahl deshalb, auf alle Devisentransaktio-
nen einen Steuersatz von einem Prozent zu erheben. Der Satz erscheint viel-
leicht zunédchst niedrig, hitte aber durchschlagende Wirkung: Denn damit
wire die kurzfristige Devisenspekulation von einem Moment zum anderen
erledigt, da in diesem Bereich nur winzige Arbitrage-Margen »erwirtschaf-
tet« werden. Hedge-Fonds und anderweitiger Mi3brauch von Finanzderiva-
ten miiften dann gar nicht eigens verboten werden. Aber auch das Geschift
mit den Zinsdifferenzen zwischen den verschiedenen Mérkten und Liandern
wiirde sich nur noch in Ausnahmefillen lohnen, weil ja bei einer derartigen
Operation mindestens 2 % an den Fiskus abzufiihren wiren. (Beriicksichtigt
man, daf} in diesem Bereich hauptsédchlich auf extrem kurzfristige Papiere
mit einer Laufzeit von 3 Monaten spekuliert wird, so konnten sich die Natio-
nalstaaten Abweichungen vom »herrschenden« Zinsniveau bis zu 8%
»leisten«, ohne sich in (Spekulations-)«Gefahr« zu begeben.) Insgesamt
wiirden sich die spekulativen Umsitze drastisch vermindern und die Kurs-
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entwicklungen wiirden sich eher an realen und fundamentalen volkswirt-
schaftlichen Daten orientieren.

Die Notenbanken konnten wieder unabhingig voneinander das Zinsni-
veau auf nationalen Mirkten steuern, so wie es der jeweiligen Wirtschaftsla-
ge ihrer Liander angemessen ist. Auch wenn in den USA die Konjunktur
brummt, kénnten die Européer ihr Geld deutlich billiger ausleihen als die
Federal Reserve Bank (was z. B. im Moment nicht so ohne weiteres moglich
ist). Notenbankinterventionen gewinnen wieder an Gewicht und die Noten-
banken hitten bessere Moglichkeiten, Kurse zu stabilisieren. Die Unmasse
auf der Suche nach kurzfristiger Rendite vagabundierenden Kapitals wiirde
in klassische Rendite-Projekte zuriickgezwungen und dadurch auch eine
Absenkung des allgemeinen Zinsniveaus induzieren. Nicht zuletzt ist der
mogliche fiskalische Ertrag zu nennen, der ceteris paribus (also bei unverén-
derten Umsiitzen) heute bei 4 Billionen US-$ weltweit liegen wiirde; aller-
dings geht man ja von dann geringeren Devisenumsitzen aus und schitzt
entsprechend den fiskalischen Ertrag global auf ca. 1 Billion $, immerhin
1000 Mrd. $, mit denen sich so manches Staatsbudgetdefizit ausgleichen
lieBe.

3.3 De-Deregulierung/Kapitalverkehrskontrollen

Den Nationalstaaten muf3 die Moglichkeit erhalten bleiben, sowohl her-
einstromendes als auch »auswanderndes« Kapital im Einklang mit den Pri-
orititen der nationalen Wirtschaftspolitik zu regulieren. Bedrohte Staaten
sollten sogar politisch dazu ermutigt werden, sich durch Kapitalkontrolle
auf nationaler Ebene gegen kurzfristigen Geldzufluf3 aus dem Ausland ab-
zuschirmen. Der selektive Einsatz von Kapitalverkehrskontrollen ist nicht
nur ein legitimes Instrument, das nicht ldnger stigmatisiert werden darf. Die
jlingsten Erfahrungen Chiles und Malaysias, die Kapitalkontrollen wieder
eingefiihrt haben, aber auch Chinas und Indiens, die sie nie abgeschafft und
ihre Binnenmérkte nur sehr vorsichtig geoffnet haben, zeigen auch, daf3
durch Kapitalverkehrskontrollen effektiv dazu beigetragen werden kann,
die nationale Okonomie vor den Ansteckungsgefahren internationaler Fi-
nanzkrisen zu schiitzen. Selbst die Europédische Union hat sich im Vertrag
von Maastricht den Riickgriff auf Kapitalverkehrskontrollen vorbehalten.

3.4 Stabilisierung der Wechselkurse

Eine Stabilisierung der Wechselkurse zwischen den 3 Leitwihrungen $, DM
und Y, respektive die Schaffung eines Zielzonensystems wiirde dem inter-
nationalen Spekulationskapital eine weitere Geschéftsgrundlage entziehen.

28 Fragen der Freiheit, Heft 255 (2000)


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 255 (2000)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
Thomas Betz: Tendenzen und Hindernisse zur Integration der Weltgemeinschaft


Thomas Betz: Tendenzen und Hindernisse zur Integration der Weltgemeinschaft

4. Weitergehende Mafsnahmen zur Depolarisierung der
Weltwirtschaft

Seien wir einmal optimistisch und gehen wir — gewissermal3en gedankenex-
perimentell — davon aus, dal3 die 4 0.g. Reformvorschlige realisiert und um-
gesetzt werden. Dann wiirden wir erkennen, daf3 die Welt zwar eine relativ
bessere, aber noch keine ganz gute ist. Warum?

Der Anstieg des Geldvermogens, d.h. die Ansammlung von Einkom-
mensiiberschiissen und Ersparnisbildung liber Zinsen und Renditen in den
Industrieldndern iibersteigt die Wachstumsraten der sog. Realsphire, also
der Giiter und Dienstleistungen gemessen im sog. Brutto-Inlands-Produkt
BIP, bereits seit langem. Man muf3 nur einmal die tédglich neu veroffentlichte
sog. Umlaufrendite in Deutschland — d. i. die Durchschnittsrendite 6ffentli-
cher Anleihen, die eine Art Mindeststandard fiir Renditeerwartungen setzt —
mit der deutschen Wachstumsrate des BIP vergleichen: So liegt die Umlauf-
rendite z. Zt. bei ca. 5,2 %, das Wachstum des BIP aber — im guten Konjunk-
turjahr 2000 — bei geschitzten 3 %. Geméill OECD-Statistik gilt auch global
bereits seit Jahren, daB die realen Zinsen oberhalb der realen Wachstumsrate
des BIP und sogar oberhalb der Wachstumsrate der Faktorproduktivitét lie-
gen. Die heimischen Vermogens- und Kapitalbesitzer (und auch die der an-
deren Industrieldnder) sehen zu Hause keine ausreichenden Verwertungs-
moglichkeiten fiir ihr Kapital. Zum einen unterbleiben dadurch in den
heimischen Lindern gesellschaftlich wichtige Zukunftsinvestitionen in den
Bereichen Umwelt, Jugend, Ausbildung, Kultur etc. Zum anderen aber
sucht das stidndig schneller anwachsende Anlagekapital nunmehr auf den
Weltmirkten nach hochstmoglicher Verwertung, d.h. Kapitalverzinsung:
1980 betrigt dieses Anlagekapital etwa 5, 1992 bereits 35 und 2000 80 Bil-
lionen US-$. Die langfristigen Wachstumspotentiale in den bevilkerungs-
reichen Schwellen- und Entwicklungsldndern sind aber weit hoher als die in
den Industrieldndern und sorgen deshalb fiir entsprechende Anlageattrakti-
vitdt. Weil aber die Renditeerwartungen und entsprechend die Zinssitze
hoch sind, zahlen Entwicklungslinder zwangsldufig mehr fiir Zinsen und
Tilgungen an die Banken der Gldubigerlidnder als sie an Krediten und Ent-
wicklungshilfe von diesen erhalten. Die Nettokapitalstrome verlaufen von
Siid nach Nord und nicht etwa umgekehrt! Weil Geldvermogen und Geld-
schulden 2 Seiten ein und derselben Medaille sind und sich die Kapitalan-
hdufung der Gldaubiger in den entwickelten Industrieldndern vollzieht, die
Entwicklungs- und Schwellenlidnder aber die Schuldner sind, fiihren ent-
sprechende Krisen auch vorzugsweise dort zu Wirtschaftskatastrophen.
Spétestens dann aber, wenn im Zuge einer solchen Katastrophe die dortigen
Wihrungen dramatisch abgewertet wurden und sich die Auslandsschulden

Fragen der Freiheit, Heft 255 (2000) 29


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 255 (2000)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
Thomas Betz: Tendenzen und Hindernisse zur Integration der Weltgemeinschaft


Thomas Betz: Tendenzen und Hindernisse zur Integration der Weltgemeinschaft

dadurch nochmals schlagartig vergrofert haben, wird deutlich, dafl unter
diesen Umstédnden eine Kapitalbildung und langfristig sicheres Wachstum
in der Peripherie gar nicht moglich ist. Kapitalakkumulation und Wohl-
standsmehrung in den Armutsldndern wird verhindert und fortgesetzte Ab-
héangigkeit von Auslandskapital perpetuiert und immer wieder neu begriin-
det. Eine Eindimmung des Wachstums des Geldvermogens in den
Industrieldndern ist daher notwendige Voraussetzung dafiir, eine Kapitalbil-
dung in den Entwicklungsldndern iiberhaupt erst zu erméglichen. Um den
dem Geldvermogen innewohnenden Selbstvermehrungsmechanismus ab-
zubremsen, um die wachsende Ungleichverteilung zwischen Schuldnern
und Geldvermogensbesitzern zu stoppen und die Explosivwirkung von Ar-
mut und Elend auf der einen, maf3losem Reichtum auf der anderen Seite zu
entschérfen, miissen die realen Zinssitze global gegen Null gedringt wer-
den.

Wie sollte so etwas moglich sein? Und wer sollte fiir die konkrete Ausge-
staltung einer solcherart neuen globalen Finanzordnung verantwortlich
zeichnen?

Keynes' Bancor-Plan

Meine Damen und Herren: Seit 55 Jahren liegt der Plan bereits in der Schub-
lade. Er wurde vom bedeutendsten Okonomen des 20. Jahrhunderts auf der
bedeutendsten Konferenz des 20. Jahrhunderts bereits vorgestellt: Von John
Maynard Keynes in Bretton Woods im Jahre 1944, wo die Sieger des
2. Weltkrieges tiber die Weltwirtschaftsordnung der Nachkriegszeit berieten
und befanden. Ich will im Folgenden die wesentlichen Grundziige des sog.
Keynes-Planes kurz vorstellen.

Der Plan besteht in der Griindung einer Union fiir den internationalen
Zahlungsverkehr, der sog. »International Clearing Union«, die auf einem
internationalen, gewissermaf3en virtuellen Bankgeld, dem sog. Bancor, be-
ruht, welches in einem festen (aber nicht fiir alle Zeit unveridnderlichen)
Austauschverhiltnis zu den teilnehmenden Wihrungen steht, dabei aber
selbst nicht in Notengeldform oder anderweitig als Zahlungsmittel fiir die
Wirtschaftssubjekte in Erscheinung tritt. Dabei sollen die Zentralbanken
der Mitgliedsldnder bei der International Clearing Union Konten unterhal-
ten, die es ihnen ermoglichen, ihre Leistungsbilanzen untereinander, defi-
niert in Bancor-Einheiten, auszugleichen. Fiir Linder mit einer positiven
Leistungsbilanz (also die mehr Giiter u. Dienstleistungen exportieren) wiir-
de bei der Clearing Union ein Bancor-Guthaben ausgewiesen werden, fiir
solche mit einer negativen Bilanz ein entsprechendes Soll. (Im ehemaligen
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innerdeutschen Handel gab es auf bilateraler Ebene einmal etwas ganz Ahn-
liches: den sog. Swing, eine Art zinsloser Kontokorrent-Kredit fiir die DDR;
die »Wihrung« war damals die VE (Verrechnungs-Einheit), welche jedoch
wertméfig der DM entsprach.)

Das Ganze wiirde von Mallnahmen begleitet sein, die einer unbegrenzten
Anhiufung von Guthaben sowie von Schulden entgegenwirken:

Fiir jeden Mitgliedstaat wird zunéchst die Hohe seiner maximal erlaubten
Verschuldung gegeniiber der Union festgelegt; die sog. »Quote«, welche je-
doch in regelmiBigen Abstinden iiberpriift und angepalit werden kann.
Ubersteigt nun der jihrliche Durchschnitts-Saldo eines Mitgliedsstaates ein
Viertel seiner Quote, so soll vom entsprechenden Differenzbetrag eine Ge-
biihr von 1% an den sog. Reserve-Fonds der »Clearing Union« gezahlt wer-
den; und zwar unabhingig davon, ob es sich nun um einen Haben- oder
Schuldensaldo handelt. Ubersteigt der Saldo die Hilfte der Quote, so erhcht
sich die Gebiihr auf 2 %. Mitgliedsstaaten, die Schulden haben, konnen aber
nunmehr auf Grundlage gegenseitiger Vereinbarungen aus den Guthaben
der Mitgliedsstaaten, die iiber solche verfiigen, Anleihen aufnehmen, wo-
durch beide, die Schuldner wie die Gldubiger, ihre Gebiihren an die Clea-
ring Union vermeiden konnen. Dabei ergibt es sich markt-logisch, daf3 die
Konditionen fiir diese Anleihen bei Zinssitzen unter 1% bzw. unter 2 % lie-
gen werden, da die Schuldner selbstverstandlich nicht bereit sein wiirden,
mehr zu bezahlen als sie an Gebiihren an die Clearing Union zu entrichten
hitten. Auf der anderen Seite sind die Gldubiger ebenfalls froh, keine Ge-
biihren entrichten zu miissen und geben sich im Idealfall mit einem Zinssatz
nahe oder sogar gleich Null zufrieden. (Unter den gegebenen Bedingungen
ist es sogar vorstellbar, daf sich Gldubiger — zumindest voriibergehend — mit
leicht negativen Zinssitzen einverstanden erklidren, da sich ihre Position da-
durch immer noch giinstiger darstellte, als wenn sie Gebiihren entrichten
wiirden.)

Bei Uberschreiten des Schuldkontos um mehr als ein Viertel der Quote
sind die Mitgliedstaaten zunéchst nur berechtigt, den Kurs ihrer Wiahrung
gegeniiber dem Bancor anzupassen. Bei Uberschreitung um mehr als die
Hilfte kann die Clearing Union eine bestimmte Abwertung der Wéhrung des
Mitgliedstaates verlangen sowie der Regierung des Mitgliedstaates »interne
Mafinahmen empfehlen, die dessen inldndische Wirtschaft beeinflussen und
die zweckmdflig erscheinen, um seine internationale Bilanz wieder ins
Gleichgewicht zu bringen«. Ubersteigt das Schuldenkonto eines Mitglieds-
landes schlieBlich mehr als drei Viertel seiner Quote, so kann die Clearing
Union vom Mitgliedstaat noch weiter gehende Maflnahmen verlangen.

Aber auch die Glidubiger(-staaten) sollen zur Rechenschaft gezogen wer-
den konnen: Ubersteigt bei einem Mitgliedstaat das Guthabenkonto die
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Hilfte seiner Quote, so »soll er mit dem Vorstand (der Clearing Union; T.B.)
besprechen, welche Mafinahmen zweckdienlich sein konnten, um das
Gleichgewicht seiner Aufenhandelsbilanz wiederherzustellen«. Hierzu
gehoren
a) Mafnahmen zur Steigerung der Inlandsnachfrage,
b) Aufwertung seiner Landeswihrung gegeniiber dem Bancor oder aber —
ergidnzend bzw. alternativ —ein Anheben der Geldlohne,
¢) die Reduzierung von Importzéllen und anderen Importhemmnissen,
d) internationale Darlehen fiir die Entwicklung zuriickgebliebener Linder.
Die besondere Fundamental-Eigenschaft der ICU ist also die einer Instituti-
on, die multilateral »barter trading« (z. dt. Kompensationsgeschéfte) orga-
nisiert und auf Basis eines »Geldes« verrechnet, das lediglich bei der Verbu-
chung gelieferter Leistungen auf der Aktivseite des Lieferanten und auf der
Passivseite des Verbrauchers in Erscheinung tritt, auf Geldverkehr im {ibli-
chen Sinne also vollig verzichtet. Man konnte sie durchaus mit einem
Tausch-Ring der Nationalstaaten vergleichen. In Bank-Termini ausgedriickt
handelt es sich also um eine »Bank, die sich einer nicht konvertiblen
Wihrungseinheit bedient, kein Liquidititsproblem kennt, immer zahlungs-
fahig ist, nicht zusammenbrechen und dementsprechend auch auf Reserven
verzichten kann. Insofern kann auch darauf verzichtet werden, daf3 einzelne
Mitgliedstaaten Vermogenswerte zur Verfiigung stellen, um einen Kapital-
stock fiir einen Fond zu bilden, der Kredite vergibt (wie das bei IWF und
Weltbank der Fall ist).

Keynes selbst betonte, daf3 ein weiterer bedeutender Vorteil des Systems
darin besteht, daf} dabei nicht mehr Liquiditét tiber Hortungsmechanismen
dem Markt entzogen (insbesondere sollte auch die Konvertibilitit des Ban-
cor in Gold explizit ausgeschlossen werden) und dadurch deflationérer
Druck mit Kontraktionswirkungen auf die gesamte Weltwirtschaft ausgeiibt
werden kann. Keynes pries bei seinem System auch den multilateralen Cha-
rakter des Beziehungsgeflechts von Handelsstromen, denn ein Land wire
immer im Soll oder Haben mit der ICU als Ganzer und miifite nicht etwa
warten, bis sein Gldaubiger bzw. Schuldner seine Waren nachfragt bzw. ihm
welche liefert. Dies war in der Tat zu Zeiten von Bretton Woods weniger
selbstverstindlich als dies heute der Fall ist: Zum einen war der Anteil des
internationalen Handels am Handel insgesamt weit geringer; zum anderen
war internationaler Handel oft bilateral gebunden und — soweit multilatera-
ler Natur — hiufig und typischerweise Gold-vermittelt.

Wir haben heute einen funktionierenden, wenn auch nicht gleichgewichti-
gen multilateralen Welthandel ohne Bancor, der auch nicht mehr durch Gold
vermittelt ist. Aber an die Stelle des Goldes traten die sog. Leitwédhrungen,
insbesondere der US-Dollar. Das war aber genau, was Keynes verhindern
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wollte: »Und damit Pfund Sterling und Dollar nicht als Konkurrenz zum
Bancor in Zentralbankreserven auftreten konnen, miifiten die Griinderstaa-
ten iibereinkommen, daf3 sie die Reserveguthaben anderer Zentralban-
ken,...., nicht anerkennen werden ...«.

Man muf} kein Moralist sein, um das heutige System der Leitwidhrungen
fiir ungerecht zu halten: Okonomischen Disparititen wird dadurch nicht et-
wa entgegengewirkt, sondern sie werden im Gegenteil verstirkt. Dazu eini-
ge Zusammenhinge: Die Unternehmen und Banken im Leitwidhrungsland
konnen in der heimischen Wihrung kalkulieren, Kosten fiir Kurssiche-
rungsgeschifte und Wechselkurs-Provisionen entfallen fiir sie vollig und
werden auf das Ausland abgewilzt. Der iibrige Welthandel muf3 — auch fiir
den Handel untereinander — in der Leitwidhrung liquide sein, denn 90 % des
gesamten Welthandels werden in den 3 Leitwéhrungen US-$, DM und Y ab-
gewickelt. Die Leitwihrungen setzen sich schlieBlich auch als internationa-
les Wertaufbewahrungsmittel durch: Nicht nur werden 60% der Hart-
wihrungsvorrite aller Notenbanken in US-$ gehalten, sondern auch
beinahe die Hilfte der gesamten privaten Ersparnisse. Selbst chinesische
Bauern sammeln Uberschiisse in $-Noten. (Deshalb weif} die Fed bei ihrer
Stabilitétspolitik stets die halbe Welt auf ihrer Seite, auch wenn sie dadurch
den Rest der Welt zu einer restriktiven Geldpolitik zwingt, die dem Rest der
Welt gar nicht so zutridglich ist.)

Durch die genannten Zusammenhidnge wird ein Nachfrageschub nach
Leitwéhrung induziert, der bequem mit einer Ausweitung der Geldmenge in
Leitwihrung beantwortet werden kann, ohne dafl dadurch unmittelbare In-
flationsgefahren fiir das Leitwidhrungsland drohen. Denn das Geld wird ja
»drauflen« gebraucht und ist insofern im Inland nicht nachfragewirksam.
Der dadurch entstandene zusitzliche Notenbankgewinn kommt aber natiir-
lich dem Leitwidhrungsland zugute. Als Leitwédhrungsland 148t es sich
schlieBlich auch dann noch gut leben, wenn man vom internationalen Gliu-
biger zum internationalen Schuldner mutiert ist (wie im Falle der USA ge-
schehen). Denn die Verschuldung in der eigenen Wéihrung gestaltet sich
vergleichsweise problemlos: »We just print the money!«; z.dt.: »Wir
drucken einfach das Geld!«

Was John Maynard Keynes am Ende seines Lebens verhindern wollte,
war genau die Absicht seiner Kontrahenten. Der US-amerikanische Delega-
tionsleiter duBlerte damals: »Wir haben nicht den Krieg gewonnen, um uns
einer Horde Bankiers zu unterwerfen!/« Keynes konnte sich in Bretton
Woods nicht durchsetzen. Statt dessen kam der amerikanische »White-
Plan« zum Zuge, ein System fester Wechselkurse mit dem US-Dollar im
Mittelpunkt, indirekter Goldbindung (iiber den Dollar) und selbstverstind-
lich einer positiven Verzinsung der Uberschiisse. Keynes Kommentar dazu:
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»Das ist kein Wiihrungssystem mehr, sondern eine Kneipe, in der der be-
zechte Wirt seine Gaste verfiihrt mitzuhalten. Wer unangemessen niichtern
bleiben will, fliegt raus. Der beschwipste Wirt setzt ihn eigenhdindig vor die
Tiir.«

Die USA waren nicht nur die wirtschaftliche Siegermacht des 2. Weltkrie-
ges, sondern auch seit 1917 in der Position eines Weltgldubigerlandes. Des-
halb entsprach der »White-Plan« den 6konomischen und politischen Inter-
essen der USA. Und deshalb — und nicht etwa, weil er nicht praktikabel
gewesen wire — wurde der Keynes-Plan in Bretton Woods verworfen. Keyn-
es selbst hat immer betont, daf sein System nicht nur eine schone Idee sein
soll, sondern auch in der Praxis anwendbar ist. Und zwar unabhéngig von
der jeweiligen Regierungsform und den Prinzipien der Wirtschaftspolitik
der betreffenden Mitgliedstaaten. Dagegen steht die heutige Praxis des IWF,
stindig Einfluf} zu nehmen auf die Verwendung der Kredite, die die notlei-
denden Empfingerliander erhalten.

Genau um einer solchen Entwicklung entgegenzuwirken, wollte Keynes
eine epochale Anderung und »....nicht nur dem Schuldnerland, sondern
auch dem Glaubigerland eine Mitverantwortung fiir die Wiederherstellung
der Ordnung auferlegen. .... Die Absicht ist, daf3 es dem Gldubiger nicht er-
laubt sein sollte, vollkommen passiv zu bleiben. Denn wenn er das ist, wird
dem Schuldnerland, das aus diesem Grund sowieso schon in der schwdiche-
ren Position ist, eine nicht zu verantwortende Last aufgebiirdet. «

Was konnte eine an Keynes orientierte Weltwidhrungskonstruktion fiir die
Welt leisten?

* Eigenstiandige Einzelstaaten mit eigenen, binnenwirtschaftlich stabili-
sierten Wihrungen, die mit einem neutralen Bindeglied verkoppelt wer-
den.

* Gerechtere und ausgleichendere Wihrungsverhiltnisse in den einzelnen
Liandern, die fiir langfristig stabile und friedfertige Verhiltnisse notwen-
dig vorausgesetzt werden miissen.

* Gute wihrungspolitische Voraussetzungen fiir eine echte realwirtschaft-
liche Konvergenz. An die Stelle der bisherigen Polarisationsprozesse tre-
ten Angleichungsprozesse.

* Ein System, das sich offen zeigt fiir die freiwillige Teilnahme von Lin-
dern aus allen Erdteilen, die Stiick fiir Stiick unter Zuhilfenahme der
ihnen gewihrten zinslosen Darlehen (s. 0.) ihr Wirtschaftspotential all-
méhlich und behutsam ausbauen, ohne iiber Schuldenspiralen in wirt-
schaftsimperialistische Abhingigkeitsverhiltnisse zu geraten.

Meine Damen und Herren, es grenzt fiir mich an Blasphemie, wenn heute —

teilweise auch an Universititen — so getan wird, als seien die heutigen Insti-

tutionen Weltbank und IWF irgendwie auf Keynes zuriickzufiihren. Einer,
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der es besser weif}, ist der ebenfalls nicht ganz unbekannte deutsche Oko-
nom Wilhelm Hankel, der die Auffassung vertritt, da die Umsetzung des
Keynes-Planes nie so wichtig war wie gerade heute und die einzige Mog-
lichkeit ist, um dem Finanz-Globalismus — wie er ihn nennt — Schach zu bie-
ten, ihn unter Kontrolle zu stellen, zu zcihmen und betriebssicher zu machen,
die internationale banking community wieder an die Leine zu nehmen und
Kredithaien und Hasardeuren Einhalt zu gebieten.

Und der ehemalige deutsche Bundeskanzler Helmut Schmidt, dessen
wirtschaftspolitische und auch weltwirtschaftspolitische Kompetenz nicht
in Zweifel zu ziehen war und auch nie gezogen wurde, kommentiert die Pro-
blematik in der »Zeit« wie folgt:

»So wie der Lufverkehr selbstverstindlich weltweit akzeptierte Regeln
und Kontrollen braucht, so brauchen wir dringend Regeln fiir den interna-
tionalen Geldverkehr. Denn die Funktionstiichtigkeit eines freien Welthan-
dels und eine gut funktionierende Weltwirtschaft sind fiir 6 Mrd. Menschen
wichtiger als die exzessive Freiheit einiger zehntausend habgieriger Dealer,
die auf den Finanzmdrkten herumtoben. «

Ich meine: Wir sollten zumindest wieder zu einem Konsens dariiber
zuriickfinden, daf3 die Marktwirtschaft nicht Selbstzweck sein darf, sondern
auch und gerade im Zeitalter der Globalisierung im Dienste der Bediirfnisse
der Menschen stehen muf3. Und daf deshalb auch nicht der Mensch um des
Weltmarkts willen, sondern allenfalls der Weltmarkt um des Menschen wil-
len da sein muf3. Wer den globalen Markt will, muf3 auch eine globale Rah-
menordnung des globalen Marktes wollen — oder wenigstens akzeptieren.
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Die Kassen sind leer — wo ist das Geld geblieben?

Helmut Creutz

Bundeslidnder verringern ihre Personalausgaben — Gemeinden schlieen Bi-
bliotheken und Schwimmbéder — der Bund kiirzt den Sozialetat — Niirnberg
verringert die Arbeitsbeschaffungsmalinahmen ... Solche und &dhnliche
Meldungen kann man fast tdglich in der Zeitung lesen. Doch trotz dieser
Ausgabenkiirzungen — irrefiihrend als ,,Sparmafnahmen* bezeichnet — ver-
scherbeln Bund, Linder und Gemeinden auch noch ihr ganzes Tafelsilber:
Post, Bahn, Beteiligungen und vor allem Immobilien, Werte, die letztend-
lich Eigentum der Biirger sind, mit ihren Steuergroschen einmal erworben.
Doch auch dieser Riickgriff auf das Eingemachte reicht schon lange nicht
mehr aus. Darum wurden und werden bislang immer hohere Schulden
gemacht, die wegen ihrer Zinsbelastung die Engpédsse noch vergrofern.
Alleine der Bund musste Mitte der 90er Jahre fast ein Viertel seiner Steuer-
einnahmen fiir den Zinsendienst aufwenden, weit mehr als fiir die vielge-
schmihten Militdrausgaben.

Wie kommt es zu dieser Ebbe in den dffentlicher Kassen?

Ist ein Riickgang unserer Wirtschaftsleistung die Ursache? Oder wird unser
Land durch andere Ursachen drmer? — Keinesfalls! Von 1980 bis Ende 1999
haben wir unser reales Sozialprodukt nochmal fast verdoppelt. Selbst in den
letzten Flautejahren konnten wir im Schnitt knapp zweiprozentige Wachs-
tumsraten verbuchen. Zwei Prozent reales Wachstum heute aber sind — was
kaum beachtet wird — in absoluten Mengen soviel wie zehn Prozent in den
50er Jahren! Fiir das Jahr 2000 und 2001 werden sogar gut drei Prozent rea-
les Wachstum vorausgesagt, was in 24 Jahren eine Verdoppelung unseres
heutigen Produktions- und Verbrauchsvolumens bedeuten wiirde, in 48 Jah-
ren eine Vervierfachung und in 72 Jahren eine Verachtfachung!

Noch giinstiger sieht die Sache bei den Geldvermogen aus. Sie haben von
1980 bis 1999 real sogar auf das Dreifache zugenommen und steigen inzwi-
schen tagtiglich um 1,3 Mrd DM weiter an. Alleine die Zinsertrédge, die den
vorhandenen Geldvermogen laufend gutgeschrieben werden, liegen inzwi-
schen bei mehr als einer Milliarde téglich.

Wie aber ist es moglich, da3 es angesichts dieses wachsenden Reichtums
zu wachsenden Enpissen in Offentlichen und zunehmend auch privaten
Kassen kommt? Wie ist es moglich, dass in unserem Land sogar die Armut
wieder um sich greift?
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Die Erkldrung liegt in der Verteilung

Wenn man einen ausreichend grofen Kuchen unter eine gleichbleibende
Zahl von Essern aufteilt, braucht niemand Hunger zu leiden. Schneidet aber
jemand ein von mal zu mal gréBeres Stiick heraus, bleibt den anderen weni-
ger librig, es sei denn, sie backen einen immer gréeren Kuchen. Wachsen
die Anspriiche jenes Nimmersatten jedoch rascher als der Kuchen ver-
grofert werden kann, dann nehmen — trotz des immer grof3eren Kuchens —
zwangsldufig die Hungerleider zu.

Genauso ist es in der Wirtschaft: Unser Leistungskuchen — das Sozial-
produkt und das daraus resultierende Volkseinkommen — wird jedes Jahr
zwischen Kapital und Arbeit aufgeteilt. Der Staat, meist als Dritter im Bun-
de genannt, greift wiederum auf diese Einkommen zuriick. Bei der Arbeit
bekanntlich sehr prizise jede Mark an der Quelle erfassend, beim Kapital
weniger genau. Man denke nur an Luxemburg und dhnliche Steueroasen.
Oder an die groBziigigen Steuergeschenke fiir Besserverdienende, die damit
in den letzten Jahren den Wiederaufbau-Ost zum Reichtumsaufbau-West
umfunktionieren konnten.

Aber auch schon bei der Aufteilung unseres Leistungskuchens sind die
Arbeitenden in der Hinterhand. Denn der Anspruch des Kapitals, zumindest
der des Geldkapitals, muf} nicht nur vorrangig bedient werden, seine Grof3e
und sein Zuwachs steht auch schon vorher unverriickbar fest, gleichgiiltig
ob die Wirtschaftsleistung ausreichend, wenig oder gar nicht zunimmt: Re-
sultierend aus Geldkaptial mal Zinssatz, sind diese jedes Jahr um etwa sie-
ben Prozent wachsenden Zinsanspriiche eine Grofle, die niemals zur Debat-
te steht. Auch nicht bei den Tarifverhandlungen, die in jedem Friihjahr mit
viel Medienecho zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern ausgetragen
werden. Auch hier streitet man sich nur noch um den ,,Rest des Kuchens®,
der nach der Kapitalbedienung iibrig geblieben ist. Das heif3t, das Geldka-
pital diktiert in unserer Wirtschaftspraxis die Bedingungen, zu denen es sich
fiir Kredite zur Verfiigung stellt. Die Erfiillung dieser Bedingungen ist also
die Voraussetzung fiir alle Wirtschaftstéitigkeiten, einschlieBlich der Schaf-
fung von Arbeitplitzen!

Die Hohe der Zinssitze ist aber nicht nur entscheidend fiir die Hohe der
Kapitalanspriiche an den Leistungskuchen, sondern auch fiir das weitere
Wachstum der Geldvermogen. Denn deren Zunahme stammt in einer dlter
werdenden Wirtschaftsepoche immer weniger aus erspartem Arbeits-
einkommen und immer mehr aus Zinsgutschriften. Selbst die Bundesbank
spricht bereits von einer ,,Selbstalimentation der Geldvermdgen‘. Und da
diese Geldvermogen rascher wachsen als die Wirtschaftsleistung, bleibt von
dieser Wirtschaftsleistung fiir die Arbeitseinkommen relativimmer weniger
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iibrig. Und ist der Leistungszuwachs geringer als der Mehranspruch des
Geldkapitals, miissen sich die Arbeitleistenden sogar mit absoluten Riick-
géangen ihrer Anteile abfinden.

Das Auseinanderdriften dieser Groflen geht aus der Grafik hervor, in der
die Entwicklungen der westdeutschen Privatvermogen ab 1970 bis 1992 mit
jenen der verfiigbaren Haushaltseinkommen und der Nettolohne verglichen
werden. Aullerdem sind darin die Zinsertrige der Banken wiedergegeben,
die in etwa mit der fremdkapitalbedingten Zinsbelastung der Wirtschaft
gleichzusetzen sind. Sichtbar werden in dieser Kurve auch die explosiven

Bankzinsertrige
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{
; /
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!
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/
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Quelle: Bundesbank / Stat. Bundesamt

Entwicklung der privaten Geldvermdogen
Im Vergleich mit den verfiigharen Einkommen, den Nettolohnen und den Bankzinsertrdgen,

Westdeutschland, 1970 bis 1992 in Prozent
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Anstiege dieser Belastung, die mit jeder Hochzinsphase verkraftet werden
miissen. Gleichzeitig spiegeln diese Zinslasten die dahinter stehenden Zins-
ertrige der privaten Haushalte wider, die sich wiederum in den verfiigbaren
Einkommen der Haushalte niederschlagen. Da die Entwicklung dieser ver-
fiigbaren Einkommen jedoch der des Sozialprodukts entspricht, miissen die
steigenden Zinsertriage zwangsldufig zu Verringerungen der Arbeitsein-
kommen fiihren. Diese zeichnen sich entsprechend in den eingetragenen
Pro-Kopf-Einkommen ab.

Besonders betroffen sind von den Folgen der Hochzinsphasen die meist
verschuldeten Produktionsunternehmen. So muften diese beispielsweise
1992 mit durchschnittlich rund 12.000 DM je Arbeitsplatz doppelt soviel an
Zinsen aufbringen wie vier Jahre zuvor. Hochverschuldete Unternehmen
wurden dadurch zu zehntausenden in den Konkurs gezwungen, die anderen
zu Reduzierungen der Investitionen und Lohnkosten. Beides wiederum fiihrt
zu mehr Arbeitslosigkeit, was wiederum den Konjunktureinbruch verstérkt.

Was sind die Folgen fiir den Staat?

Konjunktureinbruch und abnehmende Beschéftigung haben nicht nur riick-
laufige Steuereinnahmen und Engpisse in den 6ffentlichen Kassen zur Fol-
ge, sondern auch noch ansteigende Sozialkosten. Der Versuch, dieses dop-
pelte Dilemma durch hohere Kreditaufnahmen zu schlieen, schldagt mit
einem rasanten Anstieg der 6ffentlichen Schuldzinsenbelastung zu Buche.
Abzumildern sind diese zunehmenden Probleme nur durch ein erneutes und
moglichst hohes Wirtschaftswachstum.

Diese Wechselwirkungen erklidren, warum die Verantwortlichen bei uns
und anderswo auch dann noch nach mehr Wirtschaftswachstum rufen, wenn
dabei die Umwelt auf der Strecke bleibt. Denn sie haben heute wirklich nur
die Wahl:
® entweder ohne Wachstum in den sozialen
® oder mit Wachstum in den 6kologischen Kollaps.

Da jedoch das Wirtschaftswachsum schon lange nicht mehr mit dem der
Geldvermogen und Zinsstrome mithalten kann, steuern wir zwangslaufig
auf beides zu.

Resiimee

Entgegen immer wieder zu hérenden Behauptungen fehlt es in unserer
Volkswirtschaft also nicht an Geld. Es sammelt sich jedoch, vor allem auf-
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grund der zins- und zinseszinsbedingten Vermehrungsmechanismen, immer
mehr in jenen Kassen, die bereits zuviel davon haben. Die sich dort ansam-
melnden Uberschiisse aber konnen nur durch zusitzliche Kredite in den
Wirtschaftskreislauf zuriicktransferiert werden. Mit diesen Riicktransfers
aber wachsen die Zinsstrome und damit die Umverteilungsspannungen zwi-
schen Arbeit und Besitz nur noch mehr an. Die daraus resultierenden sozia-
len Polarisierungen aber entwickeln sich zu einer immer explosiveren Mi-
schung.

Geldvermogen und Schulden miissen sich heute also wechselseitig hoch-
schaukeln, wenn die Wirtschaft weiter funktionieren soll. Das heif3t, unser
Wirtschaftssystem funktioniert auf Grund der monetéren Stérungen wie ein
Motor, der nur bei stindig zunehmender Treibstoffzufuhr weiterlauft. Alle
Systeme und Prozesse aber, die auf diese Weise riickgekoppelt sind, miissen
aus einfachen mathematischen Griinden in Selbstzerstorungen enden.

Als Folge unserer gegebenen monetiren Wirkungsmechanismen sind also
weitere Problemzunahmen in Wirtschaft und Gesellschaft unausweichlich
vorprogrammiert. Neben der Umwelt gefihrden sie vor allem den sozialen
Frieden. Schon Ernst Breit hat zu seiner Zeit darauf hingewiesen, daf} bei
uns einer zunehmenden ,,verschimten Armut® ein ebenso zunehmender
,unverschimter Reichtum® gegeniibersteht. Und der Biirgermeister von
Hamburg, Ortwin Runde, hat vor einigen Jahren als Sozialsenator festge-
stellt, daf} in seinem Stadtstaat zwei Bevolkerungsgruppen besonders rasch
wachsen wiirden, nimlich die der Sozialhilfeempfinger und der Millionire.
Wenn es uns nicht gelingt dieser Polarisierung zwischen Arm und Reich
Einhalt zu gebieten — so hat er weiter gewarnt — wiirden uns ,,Auseinander-
setzungen wie in Lateinamerika drohen®. Sicher ist das etwas hochgegrif-
fen. Doch was uns tdglich néher riickt, sind die Tendenzen, die wir seit zwei
Jahrzehnten in GrofBbritannien und in den USA registrieren kénnen: Stei-
gende Reichtumskonzentration bei zuriickbleibenden oder sinkenden Mas-
seneinkommen!

DaB alles dies die Stabilitidt und den Frieden in unseren Gesellchaften ge-
fahrden muss, bedarf keiner ndheren Erkldrung. Aber nicht nur der Frieden
innerhalb unserer Gesellschaft wird durch diese Entwicklungen immer
mehr bedroht, sondern auch jener zwischen den Volkern. Und der Versuch,
diese Problemzunahmen im sozialen Umfeld durch immer neues Wirt-
schaftswachsum zu 16sen, ist durch seine 6kologischen Folgen verbaut.

Wer also nach Erkldrungen fiir die zunehmenden Engpésse in den 6ffent-
lichen oder eigenen Kassen sucht, fiir die Einschnitte ins soziale Netz und
die widerspriichliche Entwicklung von Reichtum und Armut, kommt nicht
daran vorbei, sich mit den Wirkungsmechanismen und Fehlstrukturen unse-
rer Geldordnung zu befassen.
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Wir werden Kriege um Gene fithren

Warum ich gegen die Patentierung des Menschen klage

Ein Gesprdch mit Jeremy Rifkin*

Wir stehen an einem historischen Scheideweg. Jeremy Rifkin, der amerika-
nische Okonom, Sozioethiker, Aktivist und Berater von Staatsoberhduptern
und Industriekapitinen, ist einer der wenigen Nichtfachleute, die sich noch
zutrauen, den Weg durchs Labyrinth der Genetik zu finden. In zwei Dutzend
Biichern hat er sich mit genetischer Forschung, globaler Wirtschaft und de-
ren gegenseitiger Beeinflussung beschiftigt. Weder technologiefeindlich
noch zukunftsgldaubig sucht er zu ergriinden, wie die neuen Regeln in die-
sem gewaltigen Transformationsprozef3 aussehen und welche Auswirkung
die neuen 6konomischen und technologischen Krifte auf Gesellschaft und
Umwelt haben. Rifkin ist Griinder und Prisident der in Washington ansissi-
gen Foundation on Economic Trends. Warum gerade jetzt nicht nur die
Durchbriiche und Gefahren der angewandten Genforschung unsere Auf-
merksamkeit verdienen, erldutert er in dem folgenden Interview. Zunichst
einmal sei zu kldren, wem die Gene gehoren und wie und ob sie tiberhaupt
zu patentieren sind. FAZ.

Womit wdre der in diesen Tagen erzielte Durchbruch bei der Entschliisse-
lung des menschlichen Erbguts historisch zu vergleichen?
Mit der Nutzanwendung von Elektrizitét.

Ist das nicht ein allzu stolzer Vergleich, zumal die genetischen Daten noch
keineswegs allgemein zugdnglich sind?

Das sind sie in der Tat nicht, und genau darum beschiftigen wir uns auch seit
Jahren mit dem verwandten Problem der Patente. In wenigen Wochen wer-
den wir einen massiven Prozef} anstrengen, den wir seit zweieinhalb Jahren
vorbereiten. Wir klagen gegen die Patentbehorde und einige Biotechfirmen,
denn wir glauben, daf} sie gegen amerikanisches Patentrecht verstof3en.
Nach unserer Auffassung ist es illegal, eine Sequenz von Genen oder auch
nur ein einziges Gen zu patentieren.

Warum fiirchten Sie diese Patente so?
In meinem Buch »The Biotech Century« habe ich die These aufgestellt, daf
sich zur Zeit ein fundamentaler Wandel in unserer Ressourcenbasis voll-

“) Nachdruck aus der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 11. April 2000 mit freundli-
cher Genehmigung der FAZ. Das Interview fiihrte Jordan Mejias.
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zieht, ein Wandel von fossilen Brennstoffen, Metallen und Mineralien, den
Ressourcen der industriellen Revolution, zu den Genen, die als das Rohma-
terial unseres biotechnologischen Jahrhunderts anzusehen sind. Dabei ver-
einigen sich Information und Life-sciences in einem neuen Paradigma, und
das ist fiir uns von grundlegender Bedeutung. Wie einst die Druckerpresse
das Medium lieferte, die durch Kohle und Dampf erzeugte Kraft zu organi-
sieren, erlaubt es uns der Computer jetzt, die genetischen Ressourcen in den
Griff zu bekommen. Wir haben es also mit einer neuen Kommunikations-
form und einer neuen Ressourcenbasis zu tun. Wem die Gene gehoren, dem
gehort auch das »Biotech Century«. So einfach ist das.

Sie kommen gerade aus Rom, wo Sie vor dem italienischen Parlament ge-
sprochen haben. Ging es auch dort ums Patentrecht?

Ja. Aber vielleicht wissen Sie auch in Deutschland noch nicht, dass jedes-
mal, wenn eine Firma ein Gen lokalisiert und seinen Zweck identifiziert, sie
ein Patent anmeldet. Was bedeutet, daf3 in weniger als einem Jahrzehnt prak-
tisch alle achtzig- bis hunderttausend Gene, welche die Blaupause der
Menschheit darstellen, das intellektuelle Eigentum von einer Hand voll Li-
fesciences-Firmen sind, entweder direkt oder durch Lizenzvereinbarungen
mit akademischen Instituten und Genforschungsunternehmen. Fiir die kom-
merzielle Macht, die so entsteht, gibt es in der gesamten Handelsgeschichte
keinen Vergleich. Diese wenigen Firmen wollen diktieren, wie der biologi-
sche Markt zu funktionieren hat. Es geht ja nicht nur um die Gene des
Menschen. Fiir alles Lebende, ob Pflanzen, Tiere oder Mikroben, wird ein
genetischer Atlas herausgegeben. Dazu kommt eine heikle Nord-Siid-Dis-
krepanz ins Spiel. Die meisten seltenen Gene gibt es in der siidlichen
Hemisphire. Dort ist schon, zumal in Bezug auf Pflanzen, der Begriff der
Biopiraterie im Umlauf. Aber auch auf rare menschliche Gene haben es
Biopiraten abgesehen, die sich in allen Teilen der Welt unter Eingeborenen-
stimmen und abgeschotteten Populationen, etwa den Isldndern, herumtrei-
ben. Nun sollten natiirlich Gene weder als politisches Eigentum von Regie-
rungen noch als intellektueller Besitz von Unternehmen angesehen werden.

Sie scheinen dem Patentrecht eine grofiere Bedeutung zuzumessen als der
Frage, was mit den Genen angestellt wird?

Lassen Sie mich noch einmal abschweifen, um dann auch zu diesem Punkt
zu kommen. Die erste Reflexreaktion vor zehn Jahren war: Ja, private Un-
ternehmen sind zu belohnen. Seit fiinfzehn Jahren pladiere ich dafiir, daf3
das nicht der Fall sein sollte. Gene, so meinen wir, gehoren weder Liandern
noch Unternehmen. Wenn wir erlauben, daf3 der Genvorrat, das evolutionire
Erbe von Jahrmillionen, als politisches Eigentum einer Regierung oder
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intellektueller Besitz einer Firma endet, wird es im einundzwanzigsten
Jahrhundert zu Gen-Kriegen kommen. Das garantiere ich Thnen. Wir haben
Krieg gefiihrt wegen Metallen in der Ara des Merkantilismus und wegen Ol
im Industriezeitalter. Gene sind der Rohstoff des biotechnologischen Jahr-
hunderts, dem » Age of Access«, wie ich es in meinem neuesten Buch nenne.
Wir miissen Sorge tragen, daf} der Genvorrat selbst nicht zum Ausloser geo-
politischer Konflikte wird und zum offenen Krieg fiihrt.

Reicht dazu das gegenwdirtige politische, legale und ethische Instrumen-
tarium?

Die Politiker haben die Kontrolle verloren. Sehen Sie sich nur als Beispiel
Dr. Wilmut an. Ihm wurde in GroB3britannien ein Patent verliehen, und die-
ses Patent ist in Form von Lizenen an Geron, eine kalifornische Biotechfir-
ma, weitergereicht worden. Das Patent bezog sich auf den Vorgang des Klo-
nens. Das geht in Ordnung, wir haben nichts gegen Patente, die sich auf
einen ProzeB3 beziehen. Aber er erhielt auch ein Patent fiir sein Produkt, mit-
hin fiir jedes Tier, das nach dem von ihm entwickelten Verfahren das Licht
der Welt erblickt, und obendrein fiir alle geklonten menschlichen Embryo-
nen bis zur frithen Zellteilung. Womit wir vor einem auf3erordentlichen Pro-
blem stehen. Vor hundert Jahren hat jedes Land fiir sich die Frage beantwor-
tet, ob ein Mensch das Eigentum eines anderen Menschen sein kann.
Daraufhin haben wir die Sklaverei abgeschafft. Jetzt heifit das Problem:
Kann ein Mensch einen Menschen im Friithstadium seiner Entwicklung, ir-
gendwo zwischen Empfingnis und Geburt, als sein Eigentum betrachten?
Und darauf hat ein britisches Patentbiiro mit Ja geantwortet.

Die Folgen? Oderwie versuchen Sie die Folgen zu verhindern?

Diese Entscheidung wird sehr wichtig sein. Wir geraten immer tiefer ins
Dickicht der reproduktiven Technologien, der Designer-Gene und Desi-
gner-Babys. Wihrenddessen erlangen Biotechfirmen durch die Moglich-
keit, Patente von Embryonen zu besitzen, enorme Macht. Sie konnten bei-
spielsweise Lizenzen fiir Organe von Babys verkaufen. Eine der groBen
gesellschaftlichen Fragen unseres Jahrhunderts wird deshalb lauten: Diirfen
wir Gene und Zellen und Chromosome und Organe und Gewebe patentie-
ren? Zudem wirkt sich eine neue Geschiftsform aus: der Wechsel vom
Markt zum Network und vom physischen zum intellektuellen Eigentum.
Auf dem Markt gibt es Kdufer und Verkéufer, die untereinander Eigentum
austauschen und dabei Profit machen. Im Network gibt es Anbieter und Be-
nutzer. Anbieter gewihren Benutzern Zugang zu intellektuellem oder phy-
sischem Eigentum. »Property relation« wird abgelost von »access relation.
Wenn die Firma Monsanto einem Farmer Samen zur Verfiigung stellt, gibt
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es keinen Verkauf, keinen Kiufer und keinen Verkidufer mehr. Sie gewihrt
bloB Zugang zu DNA, zu einer genetischen Information, die ihr intellektuel-
les Eigentum ist und bleibt. Der Samen gehort nicht dem Farmer. Es ist ille-
gal, ihn weiter zu benutzen. Indem es aber nicht ldanger zum Austausch von
Eigentum kommt, ist die Konzentration der Macht unausweichlich.

Und wie wire dem anscheinend Unausweichlichen doch noch auszu-
weichen?

Eltern sollten sich fragen, ob es ihren Kinder gut tut, wenn sie in einer Welt
aufwachsen, die Leben oder zumindest die Blaupause des Lebens als intel-
lektuelles Eigentum versteht. Alle Eltern versuchen ihren Kindern, wenn sie
noch sehr jung sind, beizubringen, dafl Leben — menschliches, pflanzliches
oder tierisches Leben — einen intrinsischen Wert hat. Sind die Kinder etwas
ilter, erkldren ihnen die Eltern, daf es im Leben auch einen Nutzwert gibt.
In einer Welt aber, in der eine Regierung per Gesetz der Patentierung des Le-
bens ihren Segen erteilt, kann es keinen intrinsischen Wert geben. Alles wi-
re rein auf den Nutzen hin ausgerichtet. Eine der grof3en sozialphilosophi-
schen Wenden hitte stattgefunden. Die Patentbehorde, das Amt im
Brennpunkt der Kontroverse, muf} sich darum die Frage gefallen lassen:
Werden wir unser Konzept von der Natur des Menschen dndern und ihr le-
diglich einen Nutzwert zugestehen?

Wie wollen Sie unseren Wissenschaftlern, Politikern und Patentbeamten die
korrekte Antwort nahe legen?

Jeder deutsche Patentanwalt wiirde Ihnen bestitigen, da3 es in Deutsch-
land illegal ist, ein Gen, gleichgiiltig welches, zu patentieren. Die Patent-
Statuten sind in allen Lindern ganz klar. Man kann keine Entdeckung in
der Natur patentieren. Man kann sicherlich den Vorgang patentieren, nicht
aber die Entdeckung. In unserem anstehenden Proze3 werden wir uns auf
historische Prizedenzfille stiitzen. Ein Chemiker, der ein Element ent-
deckte, erhielt das Patent immer fiir den Entdeckungsvorgang, nicht fiir
das entdeckte Produkt. Es wire absurd gewesen, ein Patent fiir Sauerstoff
oder Helium zu verleihen. Trotzdem wurden Versuche in diese Richtung
unternommen. General Electric wollte in den zwanziger Jahren Wolfram
patentieren lassen. Das Patent sollte sowohl das Produkt als auch den Vor-
gang umfassen. Die Firma argumentierte: Wir haben das in der Natur vor-
kommende Wolfram genommen, haben es isoliert, synthetisiert, purifi-
ziert, destilliert und seinen Nutzen herausgefunden. Also ist es neu, eine
Erfindung. Die Patentbehorde war unbeeindruckt und befand, Wolfram
bleibe Wolfram. Auch fiir Uran wurde das Patent verweigert. Seitdem gab
es keine neuen Vorstole mehr. Die alten juristischen Statuten gelten wei-
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ter. Wir meinen darum, daf} die Patentbehorde seit 1987 gesetzwidrig Pa-
tente fiir Gene verliehen hat und es zu Prozessen wie dem unseren bald
auch in Deutschland, GroBbritannien, in ganz Europa und {iiberall in der
Welt kommen wird.

Muf denn in jedem Land das Problem neu aufgerollt werden?

Ja. Wir mufiten gegen Monsanto vorgehen, weil die Regierung nichts unter-
nahm. Ebenso miissen wir jetzt wegen der Gene die Gerichte anrufen und
die Frage der Legalitit ein fiir alle Mal kldren. Das europidische Parlament
wurde gezwungen, der amerikanischen Patentpolitk zu folgen und mit neu-
en Direktiven die bestehenden Statuten, die eine Patentierung von Genen
ausschliefen, zu verletzen. Unternehmen probieren immer wieder, das Ge-
setz zu umgehen. Die europdischen Patentgesetze sind jedoch eindeutig; al-
le verbieten sie, Gene zu patentieren. Dennoch wird versucht, eine Patent-
politik gegen die Gesetze durchzudriicken.

Sind die amerikanischen Gesetze durchliissiger als die europdischen?

Sie sind genauso strikt, allerdings brechen wir sie stindig. Die Biotechindu-
strie arbeitet Hand in Hand mit Regierungsstellen, die keine Ahnung vom
Patentrecht haben. Gegenwirtig geht der Streit darum, ob man eine Sequenz
patentieren kann, ohne vorher zu wissen, wozu sie taugt. Wir meinen, man
kann weder das eine noch das andere, kann weder die Sequenz noch das Gen
patentieren, auch wenn man weil3, welche Funktion sie haben. Ich schlage
also vor: Sobald der Gen-Atlas vorliegt, muf3 ein Vertrag entworfen werden,
ein Grundsatzvertrag, den jede Nation unterzeichnet und der den Gen-Vor-
rat, nicht nur die menschlichen Gene, sondern den gesamten Gen-Vorrat als
Gemeingut deklariert. Dieses Gemeingut sollte gemeinsam verwaltet wer-
den, als Trust, zum Wohle aller Nationen und kiinftiger Generationen. Die
Antarktis, die keinem Land gehort und von keinem Unternehmen ausgebeu-
tet wird, konnte als Modell dienen.

Wie stehen dafiir die Chancen?

Wir befinden uns in einem jener schicksalstrachtigen Augenblicke, wo wir
das Richtige tun und statt einer dunklen eugenischen Zukunft vielleicht eine
Renaissance fiir das Zeitalter der Biologie einlduten kénnen. Um das zu er-
reichen, miissen wir uns zunichst den Gen-Vorrat sichern. Ich berate
Fiihrungskrifte iiberall in der Welt und habe kein Problem mit einer Indu-
strie, die sich Patente auf einen Vorgang ausstellen 143t. Damit allein wiren
Wettbewerb und Weiterentwicklung garantiert. Und durch das Verbot von
Patenten auf Produkte schaffen wir eine Ausgangsposition, die fiir jeder-
mann gleich ist.
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In der Debatte um das patentierte Leben sehen Sie die dritte grofie politi-
sche Auseinandersetzung der Neuzeit. Welche beiden gingen ihr voraus?
Seit dem spiten Mittelalter gab es im Kampf zwischen intrinsischen und uti-
litaristischen Werten zwei entscheidende Momente. Zunédchst kam der Wu-
cher. Zu Beginn der merkantilistischen Ara begriindeten die Hiindler ihre
neuen Zinsforderungen mit dem Argument, Zeit sei Geld. Ihnen wider-
sprach die Kirche. Sie tadelte weniger die Habgier als das Ansinnen, aus der
Zeit Geld zu schlagen. Zeit, meinte sie, gehore nicht den Hindlern, sondern
sei ein Geschenk Gottes. Die Kirche hat die Schlacht zwischen dem intrinsi-
schen und utilitaristischen Wert der Zeit verloren, und so kam der moderne
Merkantilismus in Schwung. In der zweiten Schlacht ging es im neunzehn-
ten Jahrhundert um die Sklaverei. Der Markt empfahl, Menschen als Eigen-
tum zu betrachten, weil sie fiir ihn einen Nutzwert hatten. Die Gesellschaft
lehnte dies ab, der intrinsische Wert siegte, und damit war die Sklaverei ab-
geschafft. Jetzt hat die dritte groe Schlacht zwischen den Wertauffassun-
gen begonnen, und wir kennen den Ausgang noch nicht.

Patente und die damit verbundene Auseinandersetzung um intrinsische und
utilitaristische Werte beschdftigen Sie offensichtlich mehr als die Frage, wie
die neuen genetischen Erkenntnisse zu gebrauchen sind?

Unbedingt. Ich glaube fest daran, daf} es beides geben muf3, den intrinsi-
schen und den utilitaristischen Wert. Aber der intrinsische mufl immer dem
utilitaristischen Wert vorausgehen, so wie Kultur immer dem Kommerz vor-
ausgegangen ist. Kultur schafft intrinsischen Wert, und zwar theologisch
und sdkular. Allgemein giiltige Bedeutungen, gegenseitige Verpflichtun-
gen, zwischenmenschliche Beziehungen — das alles sind intrinsische Werte.
Kommerz ist auf den Nutzen aus. Kommerz ist essentiell, gentigt aber nicht,
um uns zu definieren. Kultur dagegen tut genau das und ist dazu die Quelle
auch des Kommerzes. Ein Blick in die Geschichte gentigt, um festzustellen,
dal3 der utilitaristische Wert dem intrinsischen nachfolgt. Denn erst dank der
Kultur kommen wir zu den Ubereinkiinften, die das gesellschaftliche Kapi-
tal bilden und uns dann erlauben, kommerzielle und damit utilitaristische
Bande zu kniipfen. Wer beim utilitaristischen Wert beginnt, erreicht nie den
intrinsischen. Wer aber umgekehrt vom intrinsischen Wert ausgeht, findet
einen Kompromilf fiir den utilitaristischen. GroB3er Nutzen, davon bin ich
iiberzeugt, kann aus der Anwendung von Genen gezogen werden. Die neue
Biologie konnte uns, wenn sie korrekt eingesetzt wird, eine Renaissance be-
scheren. Vorher aber miissen wir wissen, wie unsere Priorititen aussehen.
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Software-Patente konnten zur
Innovationsbremse werden

Bundesgerichtshof sto3t das Tor zur Patentierung von
Computerprogrammen auf

Maximilian Steinbeis*)

Die Tendenz ist eindeutig: Der Bundesgerichtshof strebt die umfassende Pa-
tentierbarkeit von Software an. Im deutschen Patentgesetz steht zwar, daf
Computerprogramme als solche nicht patentierbar sind. Diese Klausel wur-
de schon in vergangenen Entscheidungen mehr und mehr zur Makulatur. In
ihrem jiingsten Beschluf} versetzten ihr die Karlsruher Richter den Todes-
stof3: Sie stellen unmiBverstiandlich klar, daf} jede Software-Erfindung als
eine technische Erfindung gewertet werden muf}, soweit sie als Patentan-
spruch nur geschickt formuliert ist. Damit ist das Tor zur Patentierung von
Software in Deutschland weit aufgestof3en.

Es istsicher richtig, daf} der urspriingliche Grund des Gesetzgebers fiir die
AusschluBiklausel heute nicht mehr trigt: Bei Schaffung des Patentgesetzes
und des Europdischen Patentiibereinkommens betrachtete man Software in
erster Linie als mathematischen Algorithmus, nicht als technische Erfin-
dung. Dennoch gibe es auch heute fiir den Ausschluf} von Softwarepatenten
gute Argumente — bessere denn je.

Zunichst kosten die Patente eine Menge Geld — vollig unproduktives
Geld: Die Lizenzgebiihren fiir die Patentinhaber sind noch das wenigste.
Bevor noch eine einzige Programmzeile geschrieben ist, miissen Software-
Entwickler recherchieren, ob ihre Losungsidee nicht irgendwo patentiert
ist. Auch die eigenen Patentanmeldungen kosten erhebliche Gebiihren, von
den Kosten fiir Rechts- und Patentanwilte ganz zu schweigen. Das Geld
dafiir haben Grokonzerne wie Microsoft. Kleine Softwarehéduser und freie
Programmierer haben nur ihre Ideen.

Ein Beispiel: Das World Wide Web (WWW), wahrhaftig eine der epocha-
len Erfindungen des letzten Jahrhunderts, stammt aus dem Kopf des briti-
schen Informatikers Tim Berners-Lee. Er hat seine Erfindung nie patentie-
ren lassen. Im Gegenteil: Er stellte seine Idee in der weltumspannenden
Netz-Gemeinde der freien Software-Entwickler zur Diskussion. Diese
schlugen Verbesserungen vor, dachten sich neue Anwendungen aus, kom-
munizierten miteinander und vervollkommneten im offenen Austauch Ber-

) Nachdruck aus dem Handelsblatt vom 27. 6. 2000 mit freundlicher Genehmigung der
Verlagsgruppe Handelsblatt
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ners-Lees Erfindung. Deshalb, und nur deshalb, wurde das WWW, was es
heute ist. Hitte Berners-Lee seine Idee durch ein Patent abgeschirmt, dann
wire jedem anderen die Arbeit am WWW verbaut gewesen.

Und was war Berners-Lees geniale Idee? Nichts anderes als die Verbin-
dung des Internets mit Hyperlinks, die Inhalte miteinander verkniipfen.
Heute, zehn Jahre spiter, stellt sich heraus, daf British Telecom schon vor
Jahrzehnten die Technologie des Hyperlinks patentieren lie3. Man hat nicht
gehort, dal British Telecom mit seinem Patent jemals etwas auch nur
annidhernd Gleichrangiges angestellt hat wie Berners-Lee.

Sehr wohl aber hitte sie dem Schopfer des WWW verbieten konnen, an
seiner vermeintlichen Erfindung weiterzuarbeiten. Sein Gliick war, daf}
British Telecom schlicht vergessen hatte, daf3 sie dieses Patent besall. Unser
aller Gliick, muf3 man wohl im Nachhinein sagen.

Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs liegt voll im Trend: Die EU-
Kommission will in den ndchsten Wochen eine Richtlinie vorschlagen, die
alle Mitgliedstaaten zur Patentierung von Software verpflichtet. Die Aus-
schluBklausel im Europidischen Patentabkommen wird voraussichtlich im
Herbst fallen. Japan hat diesen Schritt schon 1997 vollzogen. In den USA
konnen bereits bloe Geschiftsideen patentiert werden. Dadurch gewinnt
der Trend hin zum Software-Patent erst seine Dynamik: Die EU-Kommis-
sion betrachtet die Zahl der Patentanmeldungen in den USA und Japan und
reagiert entsprechend beunruhigt. Sie verkennt dabei, daf} die Zahl der Pa-
tentanmeldungen ein sehr triigerischer Maf3stab fiir die Innovationskraft ei-
ner Gesellschaftist.

Nachdem die Rechtsprechung die Patentierbarkeit von Software bereits
eigenmichtig festgeklopft hat, liegt der Ball nun im Feld der Politik: Sie
sollte die BGH-Entscheidung zum Anlafl nehmen, die Leistungsfihigkeit
des Patentwesens generell zu iiberdenken.

Entstanden ist der Patentschutz aus der idealistischen Vorstellung vom
genialischen Erfinder, der in seinem Hinterzimmer nach jahrelanger Baste-
lei die Welt mit der Dampfmaschine beschenkt. Dieser Erfinder soll die
Friichte seiner Miihen ernten konnen, ohne dal} ein anderer die Maschine
einfach nachbaut.

Das ist gut und richtig so — im Maschinenbau, in der Pharmabranche, in
der Elektroindustrie. Aber im Software-Bereich ist das Abkupfern von Pro-
grammierlosungen — anders als das Kopieren des Programms selbst —
schlicht nicht das Problem. Warum kann man den Patentschutz eigentlich
nicht auf die technischen Erfindungen zuriickfiihren, fiir die er urspriinglich
gedacht war, ndmlich solche, denen eine zeitaufwendige Entwicklungspha-
se und massive materielle Investitionen vorausgehen? Es wiirde sich loh-
nen, dariiber nachzudenken.

48 Fragen der Freiheit, Heft 255 (2000)


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 255 (2000)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
Maximilian Steinbeis: Software-Patente könnten zur Innovationsbremse werden

Ulrike
Schreibmaschinentext

Ulrike
Schreibmaschinentext


Wem gehort das Wissen?7*)

Geistiges Eigentum und Gemeinwohl

Philippe Quéau**)

Wissen ist als virtuelle Produktion »von Natur aus« kopierfihig. Wer es pro-
fitabel verwerten will, muf} die Verbreitung kontrollieren. Die reichsten und
juristisch bestausgestatteten Linder lassen sich s@amtliche Wissensbestédnde
rechtlich schiitzen — ob Fotoarchive, Computerprogramme, Medikamente
oder das menschliche Genom — und sichern sich damit die Kontrolle iiber
weite Teile der kiinftigen Produktion. Technologische Forschung, aber auch
kulturelles Schaffen fuflen in erster Linie auf einem allgemeinen mensch-
heitlichen Wissensbestand. Doch im Blick auf die »globalen Giiter« ver-
sagen die meisten Mechanismen, die das Gemeingut »Wissen« bisher ver-
teidigten und forderten.

Die meisten Innovationen und Erfindungen stiitzen sich auf Ideen, die
zum Gemeingut der Menschheit gehoren. Deshalb liegt der Schutz einer
globalen Public Domain fiir Daten- und Wissensbestinde, Information und
Forschung im Interesse der Allgemeinheit. Der Markt profitiert im tibrigen
von diesen »Weltkollektivgiitern« wie den Ergebnissen staatlich finanzier-
ter Umfragen oder Forschungsarbeiten — aber er wird sie weder schiitzen
noch fordern.

Die »Multimedia-Revolution« fungierte als Ausloser und Vorwand einer
umfassenden Revision des geistigen Eigentumsrechts. Den Anfang mach-
ten die Vereinigten Staaten mit der Verabschiedung eines neuen Urheber-
rechts im Jahr 1976 (Copyright Act). Weitere Gesetze und Abkommen folg-
ten: die EU-Richtlinien iiber den Rechtsschutz von Datenbanken') und
Computerprogrammen?), die Vertrage zum Schutz der Urheber und der aus-
iibenden Kiinstler und Tontridgerhersteller, die im Dezember 1996 im Rah-
men der Weltorganisation fiir geistiges Eigentum (WIPO) geschlossen wur-
den, das US-Urhebergesetz fiir das digitale Jahrtausend (Digital
Millennium Copyright Act) und das Sonny-Bonno-Gesetz zur Verldnge-

“) Nachdruck aus Le monde diplomatique Nr. 6065 vom 11.2.2000, S. 22, deutsche Ausga-
be, libersetzt von Bodo Schulze, mit freundlicher Genehmigung des taz-Verlags.

“) Leiter der Abteilung »Information und Datenverarbeitung« der Unesco.

") Richtlinie 96/9/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. Mirz 1996 iiber
den rechtlichen Schutz von Datenbanken (http://europa.eu.int/eur lex/de/lif/dat/1996/ de
396L.0009.html)

) Richtlinie 91/250/EWG des Rates vom 14. Mai 1991 iiber den Rechtsschutz von Compu-
terprogrammen (http://europa.eu.int/eur-lex/de/lit/dat/1991/de 391L.0250.html).
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rung des Urheberschutzes (Copyright Term Extension Act) vom Oktober
1998, das WTO-Ubereinkommen iiber handelsbezogene Aspekte der Rech-
te des geistigen Eigentums (Trips)?) usw.

Die Schutzdauer fiir literarische und kiinstlerische Werke wurde verldn-
gert, neue geistige Eigentumsrechte wurden eingefiihrt — beispielsweise das
Schutzrecht sui generis, das nicht die Erfindung neuer Inhalte, sondern de-
ren Bereitstellung in Datenbanken schiitzt —, weiterhin wurden rechtliche
Ausnahmeregelungen wie die unentgeltliche Vervielfédltigung bestimmter
Werke (»fair use«-Klausel) abgebaut, Nutzungsrechte in 6ffentlichen Bi-
bliotheken in Frage gestellt und beschlossen, dal3 Computerprogramme
kiinftig unter das Patentrecht fallen.

Vor Unterzeichnung des Trips-Abkommens erkannten Lander wie China,
Agypten und Indien zwar die Patente auf pharmazeutische Fertigungsver-
fahren an, nicht aber die Patente auf die Endprodukte. Sie stellten allgemei-
ne Medikamente vor Ort her und konnten ihre Arzneimittelkosten dadurch
in erheblichem MaBe senken. Nach dem Bericht des UN-Entwicklungspro-
gramms (UNDP) von 1999 kosten manche Medikamente in Indien bis zu
dreizehnmal weniger als im Nachbarland Pakistan, das die Patente auf End-
produkte anerkennt.

Von exemplarischer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang, da3 die
siidafrikanische Regierung inldndischen Pharma-Unternehmen die Herstel-
lung von Aids-Medikamenten gestatten will, obwohl die entsprechenden
Patente bei amerikanischen und europiischen Firmen liegen.*) In einer
Welt, in der sich nur die reichen Linder wissenschaftliche Forschung leisten
konnen, wihrend die Menschen in den armen Lindern aus Mangel an Arz-
neimitteln sterben, liberzeugen die Spitzfindigkeiten des geistigen Eigen-
tumsrechts nun einmal weniger als soziale Gegebenheiten. Doch die trans-
nationalen Unternehmen und die nationalen Forschungsinstitutionen der
reichen Linder lassen sich vom menschlichen Genom bis zum Erbgut sub-
tropischer Pflanzen alles und jedes patentieren — ein regelrechter Uberfall
auf das Gemeingut der Menschheit.

So beschlofl Ende 1997 die Weltorganisation fiir geistiges Eigentum (WI-
PO), die Patentanmeldegebiihren um 15 Prozent zu senken. Grund dafiir
war, daf} die Zahl der Patentanmeldungen in weniger als zehn Jahren von ei-

%) Das Abkommen iiber handelsbezogene Aspekte des geistigen Eigentums (Trips) ist Ge-
genstand des Anhangs 1C des Abkommens zur Griindung der Welthandelsorganisation
(WTO). Wenn China der WTO beitreten mochte, muss das Land demzufolge auch diesen
Anhang akzeptieren.

4) Vgl. Martine Bulard, »Nachrichten vom biomedizinischen Komplex«, Le Monde diplo-
matique, Januar 2000.
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nigen tausend auf mehr als 50 000 im Jahr 1997 gestiegen war. Die Organi-
sation erzielte Uberschiisse, fiir die sie keine Verwendung hatte.

Ein neuerer Bericht des UN-Entwicklungsprogramms?®) regt an, einen Teil
der Patentgebiihren zur Finanzierung von Forschungen zu verwenden, die
mangels Marktinteresse vernachlissigt werden. Die bekanntlich chronisch
unterfinanzierten UN-Organisationen (Unesco, WHO, Unicef usw.) wiirden
die Gelder verwalten und konnten ihre Rolle als Koordinator weltweiter
Forschungsvorhaben besser erfiillen. Der Markt jedenfalls ist nicht imstan-
de, diese Aufgabe wahrzunehmen. Vordringlich ist eine 6ffentliche Diskus-
sion iiber den Schutz und die Finanzierung der »Weltkollektivgiiter«, denn
ohne diese Giiter wird sich die Menschheit auf eine Ansammlung von Inte-
ressengruppen reduzieren. Gerade heute, wo die Privatwirtschaft nichts un-
versucht 148t, den Informationssektor zu vereinnahmen, stellt sich die Auf-
gabe, den Public-Domain-Gedanken mit neuem Leben zu erfiillen und
gegen die Aneignungsgier partikularer Interessen zu verteidigen.

Nehmen wir beispielsweise den Bereich der Rohdaten und Faktensamm-
lungen. In immer mehr Liandern gibt der Staat wichtige 6ffentliche Daten-
banken in private Hdnde und verzichtet damit auf alle weiteren Verwer-
tungsrechte. So ist seit einiger Zeit ein kommerzielles Unternehmen
»Eigentiimer« der amerikanischen Borsendaten, so daf} die US-Borsenauf-
sichtsbehorde (SEC) ihre eigenen Daten im Bedarfsfall zuriickkaufen muf3.

Das US-Justizministerium hat die Publikationsrechte fiir Bundesgesetze
an das Verlagshaus West Publishing abgetreten. Eine kiufliche Version die-
ser Publikation war mit einer Seitennummerierung versehen, die in fritheren
Prozessen als Verweisindex verwandt worden war. West Publishing leitete
aus diesem angeblichen »Mehrwert« einen Rechtsanspruch auf das »geisti-
ge Eigentum« an der gesamten Bundesgesetz-Datenbank ab. Wihrend der
104. Sitzungsperiode des US-Kongresses versuchte West Publishing sogar,
den im Mai 1995 verabschiedeten Paperwork Reduction Act um eine Son-
derklausel zu ergidnzen, die das faktische Monopol des Unternehmens auf
die Veroffentlichung von Bundesgesetzen rechtlich festgeklopft hitte. Eine
Flut von Protestbriefen seitens einer Vereinigung von Steuerzahlern konnte
das Manover verhindern.

In einem anderen Fall {ibertrug 1985 das bis dahin 6ffentlich zugingliche
US-Landsat-Erdbeobachtungsprogramm seinen gesamten Datenbestand
auf ein Gemeinschaftsunternehmen von General Motors und General Elec-
tric namens EOPSat. Binnen kurzem stiegen die Zugangskosten auf das

%) Inge Kaul, Isabelle Grunberg, Marc A. Stern (Hrg.), »Global Public Goods: International
Cooperation in the 21st Century«, New York und Oxford (UNDP-Oxford University
Press) 1999.
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Zwanzigfache. Resultat: Viele Universititsinstitute konnen sich den Zugriff
auf die Datenbestinde nicht mehr leisten — und dies, obwohl die Daten-
sammlung ausschlielich mit 6ffentlichen Geldern finanziert wurde. Fortan
profitieren davon hauptsichlich die groBen Olgesellschaften, die man damit
indirekt subventionierte.

Diese Entwicklung fiihrt zu einer Verschiebung des Krifteverhéltnisses
zwischen Nettoeinfuhr- und Nettoausfuhrlindern von geistigen Produkten
sowie zwischen unterschiedlichen Interessengruppen (Aktiondre, Lehrer,
Erzieher, Forscher, Nutzer). Um zu verhindern, daf finanzstarke Gruppen
das geistige Eigentumsrecht zu ihrem ausschlielichen Vorteil beeinflus-
sen, sollte das »Interesse der Allgemeinheit« in den Mittelpunkt der Diskus-
sion riicken.

Niemand wird bestreiten, daf3 Informationen, die in 6ffentlichen Daten-
banken gesammelt werden, ein 6ffentliches Gut darstellen. Da der Staat ein
Monopol auf die Sammlung solcher Informationen besitzt, darf er auf die
entsprechenden Verwertungsrechte nicht verzichten, wenn dem Biirger kein
Schaden entstehen soll. Die Eigentumsiibertragung an Privatunternehmen
gefihrdet das Recht auf Information, wenn der Zugang zu 6ffentlichen Da-
ten kostenpflichtig wird und der Genehmigung privater Institutionen be-
darf.

DaB sich Europder und US-Amerikaner in diesem Bereich prinzipiell ei-
nig sind, wird nur durch die immer wieder auflebende (und notwendige)
Diskussion iiber die »kulturelle Ausnahme« verdeckt. Die EU-Kommissa-
rin fiir Bildung und Kultur, Viviane Reding, berichtet von ihrer Zusammen-
kunft mit Jack Valenti, Prisident der Motion Picture Association, die Hol-
lywoods Interessen vertritt: »Die amerikanischen Verantwortlichen [...]
halten den Wirbel, den wir um die Bewahrung ,kultureller Eigenheiten' ver-
anstalten, fiir iiberholt. IThre Hauptsorge gilt den Raubkopien und dem
Schutz des Urheberrechts im Bereich der neuen Medien. Sie haben mir ver-
sichert, daB} sie gegen unsere Quotenregelungen und 6ffentlichen Beihilfen
keine Schritte einleiten werden. Sie wollen nur, daf wir gemeinsam An-
strengungen unternehmen, um diese neuen Herausforderungen zu bewilti-
gen. Wenn die Werke, deren Produktion und Vertrieb wir fordern, dank der
neuen Technologien anschlieend gestohlen werden, bricht unser ganzes
Fordersystem auseinander. Anstatt gegen die Amerikaner Front zu machen,
sollten wir gemeinsam versuchen, unsere kulturellen Eigenheiten zu be-
wahren.«)

Wer mit diesen Raubkopierern und Dieben eigentlich gemeint ist, erldu-
tert eine Mitteilung der EU-Kommission zum Trips-Abkommen: »Wider-

%) Interview in Libération, 29. Oktober 1999.
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stand ist seitens einer Reihe von Entwicklungsldndern zu erwarten, die Mit-
glied der Welthandelsorganisation sind. Sie sind der Auffassung, daf das In-
ternationale Ubereinkommen iiber den Rechtsschutz von neuen Pflanzenva-
rietdten’) vor allem den Eigentiimern dieser Varietdten niitzt und die
Bediirfnisse der traditionell wirtschaftenden Bauern nicht beriicksichtigt.«

Abschliefend nennt die Mitteilung ein »strategisches Problem«: »Die
Entwicklungslidnder werden gegen die Aufnahme substantieller Verhand-
lungen iiber den rechtlichen Schutz geistigen Eigentums Widerstand lei-
sten. Unter Umstidnden werden sie eine Diskussion iiber die Folgen des
Trips-Abkommens fiir den Wettbewerb, fiir die Umwelt sowie fiir Gesund-
heit und Wohlstand fordern. Diesem Ansinnen ist im Interesse aller Parteien
zu widerstehen.«®)

Angeblich liegt der Schutz geistigen Eigentums im Interesse der Allge-
meinheit. Die Allgemeinheit erhalte Zugang zu Wissen und Erfindungen
und rdume den Autoren als Gegenleistung (fiir eine begrenzte Dauer) das
ausschlieBliche Verbreitungsrecht ein. Indes, die Verldngerung des Verbrei-
tungsmonopols — der Sonny Bono Copyright Term Extension Act sieht eine
Dauer von bis zu 95 Jahren vor — scheint wenig geeignet, das kiinstlerische
Schaffen anzuregen. Anstatt nach neuen Talenten Ausschau zu halten,
konnten sich die Verlage veranlaf3t sehen, sich auf ihrem Bestand bewihrter
Autoren auszuruhen. Um den kiinstlerischen Bereich in seiner Vielfalt zu
erhalten, miissen Anreize fiir kiinstlerisches Schaffen gegeben und nicht
ausschlieflich die Rechteinhaber geschiitzt werden. Wenn die Gesellschaft
dem Erfinder gewisse Schutzrechte einrdumt, so muf} dieser sich im »hdhe-
ren Interesse der Menschheit« als Gegenleistung bereit erklidren, seine Er-
findung in absehbarer Zeit in die Public Domain zu entlassen, oder eine hin-
reichend prizise Beschreibung veroffentlichen, um einen allgemeinen
Zugang zu ermdglichen.

Im iibrigen schadet ein tibermifBiger Schutz des geistigen Eigentums nur
dem »freien Wettbewerb«, der fiir einen funktionierenden Markt unabding-
bar ist. Bereits der Erlafl von Allarde und Le Chapelier vom 2. und 17. Mirz
1791 verleiht dem Prinzip der Gewerbe- und Handelsfreiheit und also der
Freiheit zum Wettbewerb Ausdruck. Dieses Prinzip impliziert per definitio-
nem die Moglichkeit, dasselbe Produkt anzubieten wie andere Mitbewerber
auf dem Markt, und schlie3t daher auch die Freiheit zur Kopie ein.

Die derzeitige Entwicklung ist durchaus widerspriichlich. Auf der einen
Seite herrscht weithin der Wille zur Deregulierung des Markts und zur For-

) Das Internationale Ubereinkommen zum rechtlichen Schutz neuer Pflanzenvarietiten
wurde am 19. Mirz 1991 angenommen und trat im April 1998 in Kraft. Der Vertragstext
steht unter http://www.upov.int/eng/convntns/1991/content.htm im Netz.

%) Europiische Kommission, GD I, Mitteilung vom 24. Februar 1999.
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derung »lauteren Wettbewerbs«; auf der anderen Seite nimmt die Macht der
Oligopole und Monopole stindig zu. Wenn man den Geltungsbereich des
geistigen Eigentumsrechts auf den Informationssektor ausweiten will, soll-
te man die Grundrechte nicht vergessen, namentlich das Recht auf freien In-
formationszugang und das Recht auf Meinungsfreiheit. In den Vereinigten
Staaten geht die Idee des freien Informationszugangs auf die Griinderviter
zuriick. Thomas Jefferson sprach sich fiir die Einrichtung 6ffentlicher Bi-
bliotheken aus und vertrat die Ansicht, auch geschiitzte Werke diirften zu
Bildungszwecken frei verwendet und in akademischen Zusammenhéngen
frei zitiert werden.”)

Theoretiker wie Friedrich Hayek mogen die Idee der »sozialen Gerechtig-
keit« fiir eine »dumme Beschworungsformel« und einen »gleichsam reli-
giosen Aberglauben« halten.!®) Doch ohne Rekurs auf die Idee der sozialen
Gerechtigkeit, die heute um das Adjektiv »global« zu erweitern wire, 143t
sich ein solch wichtiges Schutzrecht wie das geistige Eigentumsrecht in der
heutigen globalen Informationsgesellschaft weder begriinden noch disku-
tieren.

%) Dazu Philippe Quéau, »Wenn der Cyberspace zum Privatbesitz wird«, Le Monde diplo-
matique, Februar 1997.

19)Friedrich A. Hayek, »Law, legislation and liberty: The mirage of social justice«, London
(Routledge & Kegan Paul) 1979.
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Von unten nach oben wachsender
Rechtschreib-Konsens
Eckhard Behrens'

Die Konsensmaschine Kultusministerkonferenz (KMK) kommt ins Stot-
tern. Nationaler Konsens 148t sich nicht mehr von oben verordnen. Das ist
kein ganz neues Phidnomen, aber viele haben erst jlingst aus Anlaf3 der
Rechtschreibreform bemerkt, dafl die KMK keinen von der Gesellschaft ak-
zeptierten Konsens mehr zustandebringt. Uberzeugungskraft konnte ein
Konsens um des Konsenses willen noch nie entfalten. Obrigkeitliche Auto-
ritit kann fehlende Uberzeugungskraft nicht mehr ersetzen.

In der Mitte der 70er Jahre kiindigten ausgerechnet die Konservativen un-
ter Fiihrung von Wilhelm Hahn den Konsens in pidagogischen Fragen auf.
Mit dem Schlachtruf ,,Mut zur Erziehung* verabschiedeten sie sich von den
vorausgehenden gemeinsamen schulpolitischen Reformbemiihungen nach
den Vorschldgen des Deutschen Bildungsrats. Die KMK erarbeitet seither
nur noch selten einen Konsens, sondern verwaltet resignierend den Dissens
— zunichst als jahrzehntelangen Reformstillstand. Aber neuerdings beweist
sie dabei eine bemerkenswerte Flexibilitdt. Sogar die gymnasiale Schulzeit
und die Formen der Oberstufe und des Abiturs diirfen sich mit ihrer aus-
driicklichen Billigung auseinanderentwickeln. Und wieder geht eine baden-
wiirttembergische Ministerin, Annette Schavan, mit Entschiedenheit voran,
genauer gesagt: zuriick zum Klassenverband.

Die KMK vollzieht nur mit, was als Wandel des deutschen Foderalismus
vom Konsens- zum Wettbewerbsfoderalismus auf allen Politikfeldern, ins-
besondere der Finanzverfassung, im Gange ist — und auch in Europa kom-
men muf. Die Frage wird sein, ob die neue Ungebundenheit eine Freiheit der
Kultusminister oder der einzelnen Schule werden wird. Soll am Ende der be-
gonnenen Entwicklung der Wettbewerb der Kultusminister oder der Wettbe-
werb der Schulen stehen? Konservative werden den Obrigkeitsstaat, Liberale
werden die Freiheit selbstverwalteter gesellschaftlicher Initiativen hochhal-
ten. Man darf gespannt sein auf die weitere schulpolitische Entwicklung.

Das aktuellste Ubungsfeld geistiger Freiheit der Biirger ist die sogenannte
Rechtschreibung. Wieder hat eine konservative Autoritét, die FAZ-Redakti-
on, den Ausbruch aus der Tradition des obrigkeitlich verordneten geistigen
Konsenses gewagt. Nur unbestreitbar Konservative konnen das mit Aus-

") Von der Frankfurter Allgemeinen Zeitung am 26.08.2000 auf Seite 48 als Leserbrief ver-
offentlicht.
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sicht auf Erfolg riskieren. Nur sie gewihrleisten den Zusammenhang mit
der Tradition im Augenblick des nédchsten, unvermeidlichen Schrittes nach
vorn.

Die FAZ ist seit den Zeiten ihres Feuilleton-Chefs Karl Korn ein geachte-
tes Organ der Pflege der deutschen Sprache in Wort und Schrift. Sie hat in
besonderem Maf3e das Recht, den verordneten Reformkonsens nach seiner
ernstlichen Erprobung aufzukiindigen. Aber sie darf dabei ebensowenig ste-
henbleiben wie jeder, der sich ihrem Schritt anschlie3t und wieder beim sta-
tus quo ante ankniipft. Die Riickkehr zum richtigen Ausgangspunkt der
kiinftigen Rechtschreibentwicklung ist geleistet. Jetzt muf} der Konsens von
unten seine Zukunftsfihigkeit beweisen; hier ist jeder Einzelne gefordert.
Dabei haben die FAZ und alle, die ihr folgen, unausweichlich die Pflicht,
durch einen neuen grofen Diskurs konsensbildend fiir jede Einzelfrage der
rechten Schreibung in der deutschen Sprache zu wirken.

Wir schreiben, damit wir lesend leicht und eindeutig verstanden werden.
Beim Lesen leichter erkannt als ,,dass* wird ,,da3, und eindeutiger in der
Nihe des gesprochenen Wortes ist differenziertes Getrennt- und Zusam-
menschreiben. Dieses Differenzierungsvermogen der Lesenden und Schrei-
benden muf eingeiibt werden: Sprachglossen in der Nachfolge Korns sind
jetzt wieder eine Zukunftsaufgabe sprachgewandter Journalisten. Sie kon-
nen einen von unten nach oben wachsenden Konsens pflegen, denn Konsens
tiber Schreibweisen fordert die Eindeutigkeit des Verstehens des Geschrie-
benen und bleibt daher wiinschenswert. Weil aber geistiger Konsens immer
weniger verordnet werden kann, muf man sich in unermiidlicher Uberzeu-
gungsarbeit um ihn bemiihen.

Auch die Schule wird lernen miissen, die rechte Schreibung nicht gestiitzt
auf Gehorsam gegeniiber Autorititen, sondern gestiitzt auf wachsendes Ver-
stindnis fiir die Leistungsfahigkeit der Schriftsprache und den guten Sinn
gewisser Konventionen zu vermitteln. Der schulische Mif3brauch der Recht-
schreibung als bequeme Auslesehiirde hat die Konsequenz der ,,Erleichte-
rung® der Rechtschreibung durch Verwischung traditioneller Differenzie-
rungen zur Folge gehabt. Die Motivation der Schiiler fiir das rechte
Schreiben kann auch anders erfolgen als mit Auslesedruck. Die Freude am
schrittweisen Erwerb des Differenzierungsvermogens, das eine gute
Sprachbeherrschung zur Folge hat, sollte durch die ganze Schulzeit hin-
durch gehegt und gepflegt werden.

Wenn es sinnvoll ist, daf} die Erwachsenen an die von der KMK verordnete
Rechtschreibung nicht gebunden sind, dann ist es notwendig, die Schiiler auf
eine Erwachsenenwelt vorzubereiten, in der jeder selbst rechtfertigen muf,
warum er so und nicht anders schreibt. Jeder muf3 sich das Verstidndnis fiir das
rechte Schreiben erwerben, jeder muf3 lernen, sich selbst ein Urteil zu bilden,
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und damitkann und sollte in der Schule begonnen werden. Eine Erziehung im
Autorititsglauben ist da keineswegs hilfreich, sondern verfehlt das Ziel der
Erziehung zur eigenen Urteilsfihigkeitim Gebrauch der Schriftsprache.

Esist die alte Frage der Aufkliarung: Finden die Deutschen in der weiteren
Rechtschreibdiskussion den Ausgang aus ihrer selbstverschuldeten Un-
miindigkeit? Lernen sie, sich ihres eigenen Rechtschreibverstandes zu be-
dienen? Das wird nur gelingen, wenn sie die Unfehlbarkeit ihrer Kultusmi-
nister und der Konsensmaschine KMK griindlich anzweifeln und den Mut
haben, auch ihr Schulwesen von der obrigkeitsstaatlichen Rechtschreib-
Géngelung zu befreien.

Presseinformation der

Stiftung fiir Reform der Geld- und
Bodenordnung, Hamburg
August 2000

Der Vorstand der Stiftung fiir Reform der Geld- und Bodenordnung hat auf
seiner letzten Sitzung beschlossen, in unregelméfigen Abstinden besonde-
re Leistungen auf dem Gebiet der Geld- und Bodenordnung durch Anerken-
nungspreise zu honorieren. Das gilt vor allem fiir solche Arbeiten, die von
jiingeren Personen in eigener Initiative erstellt worden sind.

In diesem Jahr vergibt die Stiftung ein Preisgeld von jeweils 2 000,— DM
an folgende Autoren:

* Thomas Lang, Freiburg

* Norbert Olah, Dormagen

* Klaus Popp, Diisseldorf
Thomas Lang beeindruckte mit seiner Diplomarbeit an der Universitit Frei-
burg zum Thema »Geld und Zins als monetédre Ursachen des Wirtschafts-
wachstums, in der er die Bedeutung dieses Zusammenhangs sowohl fiir die
Theorie als auch die Realitét begriindete.

Norbert Olah wurde ausgewdhlt, weil er auf wissenschaftlichem Niveau
Grundlagen fiir ein neutrales Zahlungsnetzwerk in Miinchen erarbeitet hat.

Klaus Popp erhilt die Anerkennung fiir das von ihm verfafte und heraus-
gegebene Buch »Zinswahnsinn«, in dem er in besonders detaillierter Weise
die positiven Folgen einer Geldordnungskorrektur fiir Wirtschaft und Ge-
sellschaft beschreibt.

Neben diesen Arbeiten junger Menschen hat die Stiftung auflerdem be-
schlossen, die besonderen Verdienste Werner Onkens, die er im Zusammen-
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Stiftung fiir Reform der Geld- und Bodenordnung: Presseinformation | Autoren

hang mit dem von der Stiftung heausgegebenen Gesamtwerk Silvio Gesells
erbracht hat, durch eine Anerkennung in Hohe von 5000,— DM zu wiirdi-
gen. Diese 18bindige Gesell-Edition wurde von ihm jetzt mit einem zusitz-
lichen 330seitigen Registerband und einer eigenstindigen Einfiihrung in
Leben und Werk Silvio Gesells abgeschlossen, die zu einem Standardwerk
der NWO-Bewegung werden diirfte.

Dal3 Werner Onken — neben seiner Tétigkeit als Redakteur der Zeitschrift
fiir Sozialokonomie und Archivar der Freiwirtschaftlichen Bibliothek —
diese umfangreiche Edition in der relativ kurzen Zeit von zwolf Jahren ab-
schlieBen konnte, war nur auf der Grundlage eines von der Sache her begei-
sterten Menschen moglich. Bemerkenswert ist auBerdem, daf} er auch noch
die Finanzierung dieses Gesamtwerks weitgehend selbst organisiert hat.

Mit dem Dank an Werner Onken verbindet die Stiftung darum auch ihren
Dank an all diejenigen, die durch Spenden und Nachlidsse sowohl diese Edi-
tion als auch die iibrigen Leistungen der Stiftung moglich gemacht haben
und weiter moglich machen.

PS. Das Gesell-Gesamtwerk sowie die Biicher von Thomas Lang und
Werner Onken sind beim Verlag fiir Sozialokonomie/Gauke Verlag, Post-
fach 1320, 24319 Liitjenburg erschienen und — wie auch das Buch von
Klaus Popp — iiber die einschlédgigen Biicherdienste zu beziehen. Die wich-
tigste Schrift von Norbert Olah, seine Umsetzungsstudie zum Zahlungs-
netzwerk mit 80 Seiten, kann beim Autor bezogen werden (Neusser Str. 62,
41542 Dormagen, Tel. 2133/9 33 12).

Die Autoren dieses Heftes:
Eckhard Behrens
Bergstrafie 29, 69120 Heidelberg

Thomas Betz
Paul-Lincke-Ufer 4, 10999 Berlin

Helmut Creutz
Monheimsallee 99, 52062 Aachen

Josef Hiiwe
Ludwigsfelder Strale 11, 14165 Berlin

Fundstelle des Mottos:
Goethes Gespriche mit Eckermann, Freitag, den 17. Februar 1832.
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Tagungseinladung

Seminar fiir freiheitliche Ordnung e.V.

BadstraBe 35,73087 Bad Boll, Telefon (0 71 64) 3573

Soziale Kalte —
Preis der Freiheit?

Tagung

vom 7.—8. Oktober 2000
im Seminargebdude in Bad Boll

Spitestens seit dem Aufkommen der Aufkldrung ist die geistige Unabhin-
gigkeit des Einzelnen von Gemeinschaftsautorititen immer selbstverstiand-
licher geworden. Sie wurde schlieflich sogar verfassungsrechtlich ge-
schiitzt. Auch in 6konomischer Hinsicht hat es sich als produktiv erwiesen,
den Einzelnen frei zu setzen, damit er seine Fahigkeiten so einbringen kann,
wie er es selbst fiir am ertragreichsten halt.

Viele Menschen kritisieren aber inzwischen die Auflosung tiberkomme-
ner Gemeinschaften, die Individualisierung und die Singularisierung; sie
beklagen die Lockerung zwischenmenschlicher Beziehungen und des ge-
sellschaftlichen Zusammenhalts und sprechen von der Ausbreitung sozialer
Kilte. Der alte Konflikt zwischen der Freiheit des Einzelnen und der Bin-
dungskraft sozialer Beziehungen, der von vielen als unaufloslich angesehen
wird, erscheint hier in modernem Gewande.

Ist aber der Verlust an sozialen Beziehungen wirklich die notwendige
Kehrseite des Strebens nach Freiheit und Unabhingigkeit? Ist der Zerfall
der Gesellschaft unvermeidbar, wenn wir dem Einzelnen eine individuelle
Entwicklung und Entscheidungsfahigkeit sichern wollen? Ist soziale Kilte
der Preis, den wir fiir die Freiheit zahlen miissen? Oder handelt es sich nur
um einen Abschied von Bindungen alter Art, fiir deren Ausgleich wir noch
keine neuen Formen gefunden haben? Und wie konnten diese Formen aus-
sehen? (bitte wenden)
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Veranstaltungen

Samstag, den 7. Oktober 2000

9.30
10.00
10.15

12.00
14.00
14.30

16.00
16.30

18.00
20.00

Offnung des Tagungsbiiros
BegriiBung und Einfiihrung in das Tagungsthema

Die Emanzipation des Einzelnen aus der Gemeinschaft —
Entwicklungslinien abendldndischer Geschichte
Giinter Roschert, Miinchen

Mittagspause
Kaffeeangebot im Tagungsraum

Der Wertezerfall in der Gegenwart aus der Sicht der Kommunitarier
Dr. Bernd Kleinhans, Schwibisch Gmiind

Pause

Gesellschaft und Gemeinschaft, Tauschen und Teilen —
polare Elemente sozialer Gestaltung
Fritz Andres, Kirn

Abendpause
Offenes Gesprich iiber bisherige und weitere Themenschwerpunkte

Sonntag, den 8. Oktober 2000

9.00 Grundlagen freier Gemeinschaftsbildung in Kultur und Wirtschaft
Eckhard Behrens, Heidelberg
10.00 Pause
10.30 Ergebnisse der Tagung und Ausblicke —
zusammenfassende Aussprache mit Referenten und Teilnehmern
12.00 Tagungsende
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Tagungseinladung

Seminar fiir freiheitliche Ordnung e.V.

BadstraBe 35,73087 Bad Boll, Telefon (0 71 64) 3573

Arbeit und Kapital
im Unternehmen

Tagung

vom 28.—29. Oktober 2000
im Seminargebdude in Bad Boll und

vom 11.—12. November 2000
in Witten

Das Sozialprodukt wird zwischen den sog. Produktionsfaktoren Boden, Ka-
pital und Arbeit aufgeteilt; der dabei maflgebende Verteilungsschliissel wird
im wesentlichen von den Knappheitsrelationen bestimmt, die zwischen die-
sen Faktoren herrschen. Diese Erkenntnisse gehoren schon lange zum Kern-
bestand wirtschafswissenschaftlicher Einsichten. Nur ansatzweise wurde
dagegen bisher untersucht, wie sich die Knappheitsverhiltnisse und deren
Verinderungen auf die zwischen den Produktionsfaktoren bestehenden
strukturellen Beziehungen und damit auf die Organisation der Unterneh-
men auswirken.

Dabei ist nicht nur theoretisch offensichtlich, sondern durch historische
Erfahrung auch praktisch bestitigt, welch grundlegenden Einflu3 Vollbe-
schiftigung, d. h. Knappheit der Arbeit, auf das Verhiltnis des Unterneh-
mers zu seinen Mitarbeitern hat. Auch das Verhiltnis des Unternehmers
zum Kapital wird sich @ndern, wenn es gelingt, durch Dauerkonjunktur und
Vollbeschiftigung dessen Knappheit allméhlich zu iiberwinden. Wihrend
die heutigen Unternehmensstrukturen vor dem Hintergrund lang anhalten-
der Arbeitslosigkeit und Kapitalknappheit erklédrbar sind, fiihrt Vollbeschif-
tigung erfahrungsgemif zu einer Aufwertung der Stellung der Arbeit im
Unternehmen, Kapitalfiille dagegen zu einer Abwertung der Position des
Kapitals. (bitte wenden)
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Veranstaltungen

Wie aber hat man sich diese Verdnderungen vorzustellen? Wie sieht dann
die Unternehmensverfassung im ganzen, wie sehen die Beziehungsstruktu-
ren im einzelnen aus? Welche Bedeutung hat das Eigentum an den Produkti-
onsmitteln? Auf welcher Seite steht der Unternehmer? Worin besteht seine
Funktion?

Diese Fragen sollen, jeweils im Anschluf} an einfiihrende Impulsreferate,
im seminaristischen Stil erarbeitet werden.

Samstag, den 28. Oktober 2000 bzw. den 11. November 2000

9.30 Offnung des Tagungsbiiros
10.00 BegriiBung und Einfithrung in das Tagungsthema

10.15 Die Unternehmensverfassung als Spiegel ihres gesamtwirtschaft-
lichen Umfeldes

11.00 Die Eingliederung der Arbeit in den Produktionsprozef3 — Kritik
des Lohnverhiltnisses — Die Arbeit als Ware

12.30 Mittagspause
14.30 Kaffeeangebot im Tagungsraum

15.00 Die Uberwindung des Lohnverhiltnisses durch betriebliche Part-
nerschaft — Voraussetzungen und mogliche Gestaltungen

16.15 Pause

16.45 Die Stellung des Kapitals im Unternehmen — Kennzeichen und
Strukturen — Das Eigentum an den Produktionsmitteln

18.00 Abendpause

20.00 Die Uberwindung der Abhingigkeit des Unternehmers von der
Kapitalseite — Konsequenzen fiir die Unternehmensorganisation

Sonntag, den 29. Oktober 2000 bzw. den 12. November 2000

9.00 Die Zukunft der Unternehmensverfassung
10.00 Kaffeepause
10.30 Chancen fiir eine Anderung der gesamtwirtschaftlichen Verhiltnis-
se — Heutige Moglichkeiten der Unternehmensgestaltung
11.30 Riickblick auf die Tagung und Ausblick
12.00 Tagungsende

Referenten:

Fritz Andres, Kirn; Eckhard Behrens, Heidelberg;
Jobst von Heynitz, Miinchen
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Am 26. August 2000 ist

Hans Hoffmann-Theiler

im Alter von 91 Jahren gestorben.

— Nachruf im nidchsten Heft —
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HELMUT CREUTZ

DAS GELD-

SYNDROM
WEGE ZU EINER
KRISENFREIEN
MARKTWIRTSCHAFT

Dieses Buch bietet sowohlt Fachleuten als auch
Laien Aufschliisse iiber die Rolle des Geldes in
Gesellschaft und Politik. Es antwortet auf Fra-
gen wie zum Beispiel: Warum gerdt die Finanz-
welt immer mehr aus den Fugen? Warum haben
die Notenbanken Geldmenge und Kaufkraft
nicht im Griff? Was haben die Schwankungen
der Zinssdtze mit der Arbeitslosigkeit und der
Schuldenzunahme zu tun? Woher kommen die
Turbulenzen an den Devisen- und Aktienmark-
ten? Warum vertieft sich der Gegensatz zwi-
schen Reichtum und Armut bei uns und welt-
weit immer weiter? Warum muss die Wirtschaft
unaufhorlich wachsen? Warum kommt es welt-
weit zu immer neuen gewaltsamen Konflikten
und Kriegen? Anhand von - auch grafisch auf-
bereiteten - Zahlen, Daten und Fakten wird in
diesem Buch erldutert, wie soziale, kologische
und militdrische Konflikte mit fehlerhaften Struk-
turen unseres Geldsystems zusammenhdngen.
Und es enthdlt Vorschldge zur Korrektur des
Geldsystems.

Helmut Creutz ¢ Das Geldsyndrom
Wege zu einer krisenfreien Marktwirtschaft
Berlin: 4. Auflage 1997. 464 Seiten, DM 24,90
ISBN: 3-548-35456-4 o Ullstein-TB 35456

WERNER ONKEN:
Silvio Gesell und die Natiirliche
Wirtschaftsordnung - Eine

Einfiihrung in Leben und Werk

194 Seiten ® Ph, ™ ISBN 3-87998-439-5
DM 29,80 ® (S 250,00 = SFR 31,80

Dieses Buch enthilt die iiberarbeiteten und
aktualisierten Vorworte, die Werner Onken zu den
18 Binden von Gesells "Gesammelten Werken"
verfaBt hat. Die Vorworte waren von vornherein so
konzipiert, daR sie auch fiir sich genommen ein
eigenstédndiges Buch ergeben, das jene bislang
haufig vermiRte systematische Einfithrung in
Gesells Gedankenwelt bietet.

Mit Hilfe dieses Leitfadens konnen sich darin
nunmehr Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler,
Rechts- und Politikwissenschaftler, Historiker,
Theologen, Philosophen und nicht zuletzt
interessierte Nichtfachleute orientieren. Das Buch
enthalt auch eine Flille von Anregungen fiir eine
Weiterentwicklung der Bodenrechts- und
Geldreformtheorien.

ff Postfach 1320 - D-24319 Liitjenburg
gE%L%ﬁ FAU?. Fon: 04381-7012 - Fax: 04381-7013
ﬁ E-Mail: versand@gauke.de
KONOMIE Internet: www.sozialoekonomie.de
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